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Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

das dritte Heft der ExWoSt-Informa-
tionen im Forschungsfeld „Model-
le genossenschaftlichen Wohnens“ 
widmet sich dem Schwerpunktthema 
„Genossenschaftliche Lösungen beim 
Verkauf von Wohnungsbeständen“. 

Der Verkauf sämtlicher kommunaler 
Wohnungsbestände in Dresden an 
einen amerikanischen Investor führ-
te erneut zu intensiven Diskussionen 
in den Medien und in Fachkreisen 
über einen Trend auf dem deutschen 
Wohnungsmarkt, der bereits vor ei-
nigen Jahren einsetzte. Es werden 
zunehmend Wohnungsbestände an 
internationale Investoren verkauft: 
nach aktuellen Analysen des Instituts 
für Stadtforschung und Strukturpo-
litik für das BBR betreffen die Trans-
aktionen großer Wohnungsbestände 
(mit mehr als 800 Wohnungen) seit 
1999 bis Anfang 2006 schätzungswei-
se 1.255.000 Wohnungen, knapp zwei 
Drittel wurden allein in den Jahren 
2004 bis Anfang 2006 verkauft.

Verkäufer sind in der Regel Kom-
munen bzw. kommunale Unterneh-
men oder andere öffentliche Instituti-
onen bei Bund und Ländern. Daneben 
spielen bei den Transaktionen sowohl 
private Unternehmen oder Einzelei-
gentümer als auch Landesbanken als 
Verkäufer von Wohnungsbeständen 
eine quantitativ wichtige Rolle.

Marktbeobachter gehen davon aus, 
dass dieser Trend sich weiter fortsetzt. 
Welche Folgen dies für die Bewohner 
und die betroffenen Quartiere haben 
wird, ist gegenwärtig noch nicht ab-

zusehen, auch wenn bei den Verkäu-
fen der öffentlichen Hand in der Regel 
versucht wird, über soziale Auflagen  
negative Folgen einzugrenzen. 

Alternativen können jedoch in genos-
senschaftlichen Lösungen bestehen 
wie drei Modelle des Forschungsfel-
des, die in diesem Heft vorgestellt 
werden, zeigen:

Dazu gehört das Modellvorhaben 
der Münchener Wohnungsgenossen-
schaft WOGENO. Im Rahmen des Pro-
jekts wurde die Genossenschaftliche 
Immobilienagentur (GIMA) gegrün-
det, deren Ziel es ist, bei einer mög-
lichen Übernahme von Wohnungs-
beständen zwischen verkaufswilligen 
EigentümerInnen, Mietergemein-
schaften und übernahmeinteressier-
ten Genossenschaften zu vermitteln 
und fallbezogene Übernahmelösun-
gen zu entwickeln. Das Modell wurde 
bereits in der Presse sehr positiv auf-
genommen und stößt bei Funktions-
trägern in der Stadt München sowie 
auch bei Hauseigentümern auf große 
Resonanz.

Das Modellvorhaben Pinneberg ist 
ein konkretes Beispiel für die Über-
nahme von kommunalen Wohnungs-
beständen durch eine neu gegründe-
te Genossenschaft. Im Februar dieses 
Jahres stimmte der Kreistag in Pinne-
berg dem Verkauf und der Übertra-
gung der GeWoGe GmbH an die Ge-
nossenschaft „Neue“ GeWoGe eG zu. 
Die Historie des Verkaufs von 2.200 
Wohnungen wird auf den folgenden 
Seiten dargestellt. Eine bedeutende 
Rolle hatten hier das Land Schleswig-
Holstein und die Investitionsbank 
Schleswig-Holstein, die den Verkauf 

unterstützt und moderiert und damit 
einen wichtigen Beitrag zum Erfolg 
geleistet haben. 

Das dritte Beispiel ist das Mo-
dellvorhaben Berlin Kreuzberg und 
Schöneberg. Hier sollen landeseigene 
Wohnungsbestände durch die Woh-
nungsbaugesellschaft Mitte verkauft 
werden. In dem konkreten Projekt 
geht es um 209 Wohnungen in vier 
Gebäuden in Kreuzberg und einem 
Gebäude in Schöneberg, die insbe-
sondere in Kreuzberg größtenteils 
von türkischstämmigen Haushalten 
bewohnt sind. Vor dem Hintergrund 
der Absicht des Senats einer mieter-
orientierten Privatisierung entwickel-
te sich die Idee einer genossenschaft-
lichen Lösung; eine Übernahme der 
Wohnungsbestände ist durch die ei-
gentumsorientierte Genossenschaft 
„Am Ostseeplatz eG“ vorgesehen. Das 
Projekt zielt darauf ab, türkischstäm-
mige Haushalte als Mitglieder zu ge-
winnen. 

Auf den folgenden Seiten werden die 
einzelnen Modelle vorgestellt. Sie 
leisten alle einen wichtigen Beitrag 
zur Erhaltung preisgünstigen Wohn-
raums und zur Stabilisierung städti-
scher Quartiere und regen – so unsere 
Hoffnung – zur Nachahmung an. 

Abschließend erfolgt in diesem Heft 
eine aktuelle Information zu einem 
neuen Angebot der KfW Förderbank, 
durch das eine Finanzierung des Er-
werbs von Genossenschaftsanteilen 
möglich wird. 

Ihre 
Barbara Crome 
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AkteurInnen der Münchner Genos-
senschaftsszene versucht werden, 
ein Modell der Privatisierung zu ent-
wickeln und ein oder mehrere Über-
nahmeprojekte anzubahnen und zu 
realisieren. 

„Es ist nicht daran gedacht, einen 
aufwändigen Apparat zu schaffen …“

Die GIMA hat während der Experi-
mentierphase als Modellvorhaben im 
Forschungsfeld den Status eines Pro-
jekts ohne eigene Rechtsform. Über 
die zukünftige Rechtsform soll erst 
dann entschieden werden, wenn ein 
Organisationsmodell gefunden ist. 
Wünschenswert ist eine enge Verzah-
nung und Vernetzung mit den Akteu-
rInnen wie dem Verband Münchner 
Wohnungsunternehmen (der Dachor-
ganisation der Münchner Genossen-
schaften), dem Verband bayerischer 
Wohnungsunternehmen (VdW), der 
auch die Genossenschaften auf Lan-
desebene vertritt sowie dem Münch-
ner Mieterverein.

In diesen Netzwerkstrukturen soll 
die Agentur auf einer schmalen logis-
tischen Basis operieren. Zurzeit sind 
zwei Personen mit einem Stunden-
kontingent von 25 – 30 Stunden pro 
Woche für die GIMA tätig. 

Es ist nicht daran gedacht, einen auf-
wändigen Apparat zu schaffen, der bei 
mangelnder Nachfrage zyklisch oder 
dauerhaft unterausgelastet ist und so-
mit Kosten verursacht. Vorstellbar ist, 
dass die Tätigkeit der GIMA zukünftig 
nicht eine stetige, sondern eine fall-
bezogene Arbeit sein wird, dass also 
Beratungs- und Vermittlungsressour-
cen nicht dauerhaft, sondern je nach 

Modell- 
vorhaben  
WOGENO eG 
München 

Die GIMA  
„… bündeln, koordinieren und 
steuern.”

Sicherung innerstädtischer Quar-
tiere durch genossenschaftliche 
Organisation bestehender Haus-
gemeinschaften – Konzeption und 
Umsetzung eines Beratungsnetz-
werkes

Im Juli 2005 startete die Münchner 
Genossenschaft WOGENO die Ge-
nossenschaftliche Immobilien-Agen-
tur (GIMA), um bei der Übernahme 
von Wohnungsbeständen durch Be-
wohnergenossenschaften zwischen 
verkaufswilligen EigentümerInnen, 
Mietergemeinschaften und übernah-
meinteressierten Genossenschaften 
zu vermitteln und gemeinsam mit 
den AkteurInnen fallbezogene Über-
nahmelösungen zu entwickeln. Ziel 
ist der Erhalt und Schutz gewachsener 
innerstädtischer Quartiere mit ihrer 
angestammten Bewohnerschaft und 
ihren nachbarschaftlichen Netzen. 

Insbesondere in Stadtregionen 
mit einem angespannten Wohnungs-
markt ist preiswerter Wohnraum durch 
den Verkauf von günstigen Mietim-
mobilien an gewerbliche InvestorIn-
nen in seinem Bestand bedroht. Dies 
führt nicht nur zu Verwerfungen von 
Angebot und Nachfrage am Mietwoh-
nungsmarkt, sondern auch zu Auflö-
sungen gewachsener Wohnquartiere, 
vor allem in innerstädtischen Lagen. 
Damit geht eine Verdrängung der an-
gestammten Bewohnerschaft einher 
und eine Zerstörung von nachbar-
schaftlichen Netzwerken, auf die an-
dererseits eine zivilgesellschaftliche 
Strategie bürgerschaftlichen Engage-

ments zur Stärkung stadtgesellschaft-
licher Kohäsion setzt und angewiesen 
ist. In den vergangenen Jahren gelang 
es in einzelnen Fällen in München, 
aber auch anderswo, zum Verkauf 
ausgeschriebene Mietwohnhäuser in 
genossenschaftliches Eigentum zu 
überführen. Aus den Reihen der ca. 40 
Münchner Wohnungsgenossenschaf-
ten stellten sich einzelne Unterneh-
men der Aufgabe, den in den letzten 
Jahren erfolgreich eingeschlagenen 
Weg des Schutzes der angestammten 
Bevölkerung vor tiefgreifenden Um-
strukturierungen ihrer Wohnquartiere 
mittels unternehmerischen Handelns 
aufzugreifen und weiterzuentwickeln. 
Dabei spielte der genossenschaftli-
che Formierungsprozess der Bewoh-
nerschaft eine entscheidende Rolle. 
Die Erfahrungen zeigen beispielhaft, 
dass genossenschaftliche Lösungen 
geeignet sind, den Wohnraum zu be-
zahlbaren Wohnkosten für die ange-
stammte Bewohnerschaft dauerhaft 
zu erhalten und das Zusammenleben 
im Wohnalltag zu bereichern. 

Mit der Schaffung eines Beratungs-
netzwerkes und einer Beratungsagen-
tur in Gestalt der GIMA sollen genos-
senschaftliche Übernahmemodelle 
in Kooperation mit und unter aktiver 
Mitwirkung von öffentlichen, halböf-
fentlichen und privaten AkteurInnen 
entwickelt und auf ihre Tragfähig-
keit als dauerhafte Quartierssiche-
rung geprüft werden. Die GIMA soll 
die Aktivitäten zur Organisation des 
Übergangs von Miethausbeständen 
in genossenschaftliche, bewohnerori-
entierte Eigentums- und Bewirtschaf-
tungsmodelle bündeln, koordinieren 
und steuern. Konkret soll in breiter 
Kooperation mit unterschiedlichsten 

Projektträger 
WOGENO München eG
Aberlestr. 16 Rgb.
81371 München
Christian Stupka
Tel: 089/7211705, c.stupka@wogeno.de

IMU Institut für Medienforschung und Urbanistik 
Detlef Sträter
Hermann-Lingg-Str. 10, 80336 München
Tel: 089/5441260, dstraeter@imu-institut.de

Modellvorhaben WOGENO eG München
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Übernahmefall mobilisiert werden. 
Dies minimiert die Kosten und hält 
den personellen und strukturellen 
Aufwand in Grenzen.

Es wird angestrebt, dass die zu-
künftige Tätigkeit der Beratungsagen-
tur GIMA nach Ablauf des Modellvor-
habens (MV) durch Gebühren gedeckt 
wird, die von den NutznießerInnn der 
genossenschaftlichen Übernahme 
getragen werden.

Die Ziele der GIMA

Das MV ist mit dem Anspruch ange-
treten, durch die Konzeptionierung 
und Umsetzung eines Beratungs- 
und Vermittlungsnetzwerkes zur 
genossenschaftlichen Übernahme 
von Mietwohnbeständen zugleich 
auch innerstädtische Quartiere vor 
der Zerstörung gewachsener sozia-
ler Strukturen zu bewahren. Ein em-
pirischer Nachweis, dass dies durch 
die Gründung der GIMA und der von 
ihr vermittelten Übernahmen von 
Bestandswohnhäusern in genossen-
schaftliches Eigentum gelungen ist, 
kann allerdings erst erbracht werden, 
wenn eine relevante Anzahl von ge-
nossenschaftlichen Übernahmefällen 
in diesen Quartieren erfolgt ist. Der 
Versuch eines solchen Nachweises 
könnte unter der Hypothese erfolgen, 
dass die vermehrten Übernahmen von 
Mietwohnhäusern in genossenschaft-
liches Eigentum in einem Stadtquar-
tier zur Entschleunigung des Struk-
turwandels und zur Minderung der 

Aufwertungsentwicklung beitragen. 
Dies ist insofern plausibel, als nach 
einer genossenschaftlichen Übernah-
me ein Großteil der angestammten 
Bewohnerschaft eines Hauses bzw. 
der Häuser auch weiterhin in diesen 
wohnen bleiben kann, nicht zuletzt 
weil die finanziellen Belastungen des 
Haushaltsbudgets für die Wohnkosten 
gleich geblieben sind bzw. sich nur in 
geringfügigen Margen erhöht haben. 
Ein solcher Nachweis könnte dadurch 
operationalisiert werden, dass 
• die Veränderungen bzw. die Per-

sistenz der sozialen und ökonomi-
schen Strukturen in der näheren 
und weiteren Nachbarschaft von 
Übernahmebeispielen untersucht 
wird, 

• speziell auch die gewerblichen 
Strukturen hinsichtlich ihrer Be-
ständigkeit betrachtet werden.

Ausgangslage und Erfolgsaussich-
ten für die GIMA

In München ist der Miet- und Woh-
nungsmarkt besonders angespannt. 
Derzeit werden jährlich über 200 
Mietshäuser im Wert von mehr als  
500 Mio. Euro verkauft und drohen 
teilweise in die Hände von Immobi-
lienspekulanten zu fallen. Die Stadt 
München hat in ausgewählten Quar-
tieren zum Schutz der angestammten 
Bevölkerung so genannte Erhaltungs-
satzungen erlassen, die den Kommu-
nen ein Vorkaufsrecht einräumen und 
im Falle der Weiterveräußerung die 
Immobilienerwerber (private Inves-
toren) an sichernde Auflagen binden 
(u.a. Umwandlungsverbot, Verzicht 
auf Luxusmodernisierung). Dieses 
Vorgehen zeitigt durchaus positive 

Wirkungen hinsichtlich des baulichen 
und gestalterischen Schutzes die-
ser Quartiere. Dennoch vermag dies 
nicht die zumindest partielle Vertrei-
bung von sozial, d.h. in der Regel ein-
kommensschwachen Gruppen und 
Schichten aus solchen Quartieren, die 
sich in einem Prozess der Aufwertung 
befinden, zu stoppen. Denn es zeigte 
sich, dass die Veräußerung an vor-
nehmlich gewinnorientierte Investo-
rInnen häufig nur eine aufschiebende 
Wirkung zum Schutz und zur Siche-
rung der innerstädtischen Wohnquar-
tiere und ihrer Bewohnerschaft hat.

Im Rahmen der Begleitforschung 
des Modellvorhabens wurde eine Ex-
pertise zur Situation auf dem Münch-
ner Wohnungsmarkt erstellt, die zu 
folgendem Ergebnis kommt:

1. Mietwohnungen kommen en block 
im Zuge „natürlicher” Vorgänge wie 
Vererbung kontinuierlich und in un-
terschiedlich großen „Portionen” auf 
den Markt. Teils werden sie von den 
UmwandlerInnen aufgekauft, teils 
von Privatleuten, die hierin eine si-
chere Kapitalanlage vermuten. In 
welcher Weise dieser Transfer erfolgt, 
ob dadurch die MieterInnen positiv 
oder negativ betroffen sind, hängt un-
ter anderem davon ab, welchen Bezug 
die VerkäuferInnen zu dem Haus und 
den MieterInnen haben. Heute fin-
det ein Generationswechsel bei den 
EigentümerInnen statt. Die Aufbau-
generation wird abgelöst von ErbIn-
nen, die weniger Bezug zum ererbten 
Haus oder den Häusern haben und 
die oft nicht am Standort ihrer Im-
mobilien wohnen. Sie zeigen selten 
Interesse daran, in welche Hände das 
Haus kommt, sofern der Preis stimmt. 

Bilder oben:  
eine gelungene genossenschaftliche 
Übernahme – das Haus Häberlstraße 
15 und seine BewohnerInnen

Modellvorhaben WOGENO eG München
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Trotz oder wegen der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Situation werden in 
Deutschland heute so viele Mietwoh-
nungen wie noch nie zuvor verkauft, 
und zwar vor allem die früheren Sozi-
alwohnungen. Hier werden Bestände 
im Umfang von mehreren Milliarden 
Euro im Jahr an Fondsgesellschaften 
und andere AnlegerInnen verkauft. 
Das Interesse der AnlegerInnen an 
deutschen Wohnungsimmobilien ist 
groß, weil die Preise bei kontinuierli-
cher Rendite vergleichsweise niedrig 
sind. Die Agentur GIMA steht also 
zwei unterschiedlichen Formen des 
Verkaufs gegenüber: Verkauf aus tradi-
tionellem Hauseigentum und Verkauf 
von Beständen von Unternehmen, 
von Bund, Land oder Kommune.

2. In München ist die Struktur des 
Hauseigentums sehr heterogen. Der 
traditionelle Hausbesitz dominiert.  
Erst mit den Neubausiedlungen der 
70er Jahre konzentrierten sich Woh-
nungsbestände in großem Ausmaß bei 
wenigen Unternehmen. Daneben gibt 
es umfangreiches Eigentum bei Versi-
cherungen, Brauereien und anderen 
traditionellen ortsansässigen Unter-
nehmen. Die neue Agentur steht in 
München also vor unterschiedlichen 
Anforderungen: Bei der Transaktion 
von Wohnungsbeständen aus den 
Gründerzeitjahren  sowie von ehemals 
öffentlich geförderten Wohnungen zu 
beraten und zu vermitteln.

3. Die Topographie der Veränderungs-
prozesse zeigt, dass mindestens die 
Hälfte der Wohnungen aus der Grün-
derzeit, die sich in den Stadtgebieten 
zwischen dem Altstadtring und dem 
Mittleren Ring befinden, bereits in 

Eigentumswohnungen umgewandelt 
ist. Die nicht umgewandelten Häuser 
haben ein Preisniveau erlangt, das 
eine Umwandlung in genossenschaft-
liches Eigentum kaum zulässt. Anders 
ist das in den Gebieten, für die die 
Stadt München so genannte Erhal-
tungssatzungen erlassen hat mit dem 
Ziel, angestammte Milieus zu erhal-
ten. Dieses Instrument und die Agen-
turidee ergänzen sich. Dem kommt 
entgegen, dass die Topographie der 
35 Münchner Wohnungsgenossen-
schaften sich mit den Erhaltungssat-
zungsgebieten annähernd deckt und 
dass in diesen und den benachbarten 
Gebieten auch der stärkste Verände-
rungsdruck besteht. Denn nachdem 
die für bestimmte Nachfragegruppen 
besonders interessanten Stadtteile 
zu hochpreisig geworden sind, rich-
tet sich das Augenmerk auf bisher 
weniger beachtete Gebiete, nament-
lich die, in denen es viele Genossen-
schaftswohnungen gibt. Ihre Lage im 
Stadtgebiet ist im Laufe der Zeit durch 
den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
immer besser geworden.

4. Die ersten Aktivitäten bei der Ein-
führung der GIMA zeigten, dass die 
Agenturidee in München allgemein auf 
große Resonanz z.B. auch bei Hausei-
gentümerInnen stößt. Unter den tra-
ditionellen EigentümerInnen gibt es 
noch immer eine sehr große Zahl, de-
nen es nicht gleichgültig ist, was mit 
Haus und MieterInnen geschieht. Je-
denfalls steht der Haus-, Wohnungs- 
und Grundbesitzerverein, in dem fast 
hundert Prozent der EigentümerInnen 
Mitglied sind, der Idee nicht nur posi-
tiv gegenüber, sondern propagiert sie 
auch in seiner Zeitschrift. Bei entspre-

chender Bekanntheit ist es auch nicht 
ausgeschlossen, dass EigentümerIn-
nen wie Kirchen, Stiftungen oder auch 
Firmen größere Bestände nicht auf 
den Fondsmarkt geben, sondern der 
Agentur offerieren.

5. Die Idee der Agentur, Wohnungs-
bestände an die bestehenden Genos-
senschaften zu vermitteln, setzt deren 
Interesse an Veränderung voraus. Die 
Münchner Genossenschaften sind 
eher kleine Genossenschaften. Die 
meisten wären mit einem Zugewinn 
in größerem Umfang überfordert. 
Eine Umfrage bestätigt, dass von den 
35 Genossenschaften etwa nur ein 
Drittel zur Kooperation bereit wäre. 
Voraussetzung ist, dass die neuen 
Bestände örtlich, baulich strukturell, 
wirtschaftlich, sozial und vor allem 
mental zur Genossenschaft passen. 
Das ist nur bedingt der Fall. Die neue 
Agentur wird also nicht umhin kom-
men, für bestimmte Bestände auch an 
eine Neugründung zu denken.

6. Was die MieterInnen von auf den 
Markt kommenden Häusern angeht, 
so muss die Agentur mit einem breiten 
Spektrum rechnen – von MieterInnen, 
die aufgrund ihres Alters oder ihrer 
kulturellen und sozialen Herkunft der 
Idee zunächst skeptisch gegenüber 
stehen, bis zu MieterInnen, die so-
zial-kompetent sich schon in Haus-
gemeinschaften organisiert haben. 
Beides stellt die Agentur vor immense 
kommunikative Aufgaben.

7. Die Agentur-Konzeption stellt 
für die Stadt München ein weiteres 
wohnpolitisches Instrument dar. Die 
sozialpolitische Relevanz der Agentur 

Modellvorhaben WOGENO eG München
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für München wird bei Politik und Ver-
waltung durchaus hoch eingeschätzt, 
zumal es sich konzeptionell um ein 
„modernes”, nicht auf Förderung son-
dern auf Eigeninitiative basierendes 
Instrument handelt.

Netzwerken

Ein langfristiger Erfolg der Beratungs- 
und Vermittlungsagentur GIMA wird 
sich nur dann einstellen, wenn sie 
unter den AkteurInnen einen hinrei-
chenden Bekanntheitsgrad gewinnt 
und sie sich selbst als eine wichtige 
Akteurin der Wohnungs- und Immo-
bilienvermittlung etablieren kann. 
Deswegen hat das Thema „Öffentlich-
keitsarbeit“ einen herausragenden 
Stellenwert. Dabei werden verschie-
dene Segmente der lokalen und re-
gionalen Öffentlichkeit bedient und 
adressiert (allgemeine Öffentlichkeit, 
MultiplikatorInnen, Genossenschaf-
ten, eigene Medien) und mehrere 
Ebenen von Öffentlichkeit (dezent-
rale, institutionelle, unmittelbare Öf-
fentlichkeitsarbeit) berücksichtigt. Als 
Informationsplattform werden das 
Internet, Broschüren und gezielte Be-
ratung eingesetzt, die Lobbyarbeit er-
folgt bei Parteien, Organisationen und 
kommunalen Gremien, die klassische 
Öffentlicharbeit stützt sich auf Tages-
presse und Verbandspublikationen.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Es sind in den vergangenen Monaten 
eine Reihe von Artikeln über die GIMA 
in der Tagespresse und in Verbands-
organen erschienen, namentlich im 
Lokalteil der Süddeutschen Zeitung, 
im Münchner Mietermagazin des 

Mietervereins München, in der Baye-
rischen Hausbesitzer-Zeitung und im 
Obdachlosenmagazin BISS.

Das hinsichtlich seines Verbrei-
tungsgrades wichtigste Presseorgan 
ist die Süddeutsche Zeitung. Im Au-
gust 2005 erschien ein Vierspalter 
unter der Überschrift „Ein Konzept 
gegen Spekulanten – Genossenschaf-
ten kaufen von Aufwertung ‚bedrohte‘ 
Objekte, um sie für Mieter bezahlbar 
zu machen“, der die Agentur und ihre 
Arbeitsweise darstellt. Am Ende des 
Artikels wurde auf die Erreichbar-
keit der GIMA mit Telefonnummer 
und Internet-Webseite hingewiesen. 
Zudem erschien eine vierteilige, fast 
ganzseitige Artikelserie Ende Okto-
ber über von Aufwertung „bedrohte“ 
Münchner Stadtviertel. Der Anlass 
für die Artikelserie war das MV GIMA, 
dessen Umfeld in der Serie abgehan-
delt wurde. Diese Artikelserie hat, wie 
sich seither in Gesprächen feststellen 
lässt, ein auch weit über München 
hinaus reichendes Interesse an städti-
schen Aufwertungsprozessen geweckt 
und den Bekanntheitsgrad der GIMA 
in kurzer Zeit erheblich gesteigert. 

Ein wichtiges verbandspolitisches 
Organ stellt das Münchner Mieterma-
gazin dar, das alle Haushalte erreicht, 
die Mitglied im Münchner Mieterver-
ein e.V. sind. In der Ausgabe 3/2005 
wird auf dreieinhalb Seiten die „GIMA 
München – Neue Agentur eröffnet 
Mietern, Wege zum genossenschaft-
lichen Wohnen’“ vorgestellt sowie das 
Genossenschaftsprinzip erläutert. In 
einem zweiseitigen Interview mit dem 
Münchner Oberbürgermeister Chris-
tian Ude in derselben Ausgabe („Was 
Mieter in München interessiert“) 
weist dieser ebenfalls auf das ExWo-

St-Forschungsprojekt hin, mit dem 
die WOGENO mit Unterstützung des 
Forschungsprojektes den genossen-
schaftlichen Erwerb von Mietwohn-
häusern erleichtern will. 

Für die Akzeptanz der Beratungs- 
und Vermittlungsagentur auf der Ei-
gentümerseite war der Kontakt zum 
Haus-, Wohnungs- und Grundbesit-
zerverein und seinem Vorsitzenden 
in München  von nicht zu unterschät-
zender Bedeutung. Er steht dem Pro-
jekt GIMA wohlwollend gegenüber 
und hat es ermöglicht, dass die GIMA 
bei den potenziellen VeräußererIn-
nen von Mietwohnimmobilien durch 
einen ganzseitigen Beitrag in der 
Bayerischen Hausbesitzer-Zeitung 
bekannt gemacht wurde. 

Im Münchner Obdachlosenmaga-
zin BISS (Bürger In Sozialen Schwie-
rigkeiten, Ausgabe 10/2005) wird von 
einer Mitarbeiterin auf zwei Seiten die 
GIMA als „Das Antispekulationsmo-
dell“ vorgestellt. BISS hat in der sozial 
interessierten Stadtöffentlichkeit ei-
nen großen Verbreitungsgrad; es wird 
von zahlreichen Firmen, Institutionen 
und Einrichtungen materiell und ide-
ell unterstützt. 

Aufbau eines UnterstützerInnen-
netzwerkes

Neben der allgemeinen Öffentlichkeit 
ist es auch von Bedeutung, wichtige 
AkteurInnen und MultiplikatorInnen 
des Wohnungsmarktes und der Woh-
nungspolitik zu gewinnen. Dazu sind 
in den vergangenen Monaten zahl-
reiche Anstrengungen unternommen 
worden, die verschiedene Funktions-
trägerInnen einbezogen haben wie 
den Münchner Oberbürgermeister, 
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die SPD-Stadtratsfraktion und Mie-
terorganisationen wie Mieterverein, 
Mieter helfen Mietern sowie Mieter-
beirat und Mieterberatung der Lan-
deshauptstadt München. Der Ober-
bürgermeister, vor seinem politischen 
Amt als Mieteranwalt tätig, konnte 
für die Idee der genossenschaftli-
chen Agentur gewonnen werden. So 
hat er neben dem bereits erwähnten 
Interview, in dem er sich explizit für 
das ExWoSt-Modellvorhaben und die 
Ziele der GIMA stark macht, das Vor-
wort für die Imagebroschüre verfasst, 
mit der die GIMA sich seit Dezember 
2005 in der Öffentlichkeit präsentiert. 
Alle Stadtratsfraktionen bekundeten 
ihr Interesse an der genossenschaftli-
chen Beratungsagentur. Sehr wichtige 
Multiplikatoren für die Verbreitung 
des Wissens über die GIMA stellen die 
Münchner Mieterorganisationen dar. 
VertreterInnen des Münchner Mie-
terbeirats, des Vereins Mieter helfen 
Mietern und des Mietervereins waren 
bereits der Einladung zum Starter-
Workshop gefolgt. Der Mieterverein 
bietet Fachinformationen an und ver-
breitet Informationen über genossen-
schaftliches Wohnen, u.a. auch über 
seine Homepage (www.mieterverein-
muenchen.de). Die Geschäftsführerin 
des Mietervereins nimmt oft an Haus-
versammlungen im Rahmen von ge-
nossenschaftlichen Übernahmebera-
tungen teil und erteilt mietrechtliche 
Informationen über die Unterschiede 
im Falle von renditeorientierten oder 
genossenschaftlichen Hausübernah-
men. Auch der Verein Mieter helfen 
Mietern unterstützt die GIMA, indem 
er Informationen über genossen-
schaftliches Wohnen an seine Mitglie-
der weiterleitet und bei Beratungen 

auch Genossenschaften als Wohn-
alternativen in Betracht zieht. Der 
Mieterbeirat der Landeshauptstadt 
München – ein parteiunabhängiges 
städtisches Gremium und Bindeglied 
zwischen MieterInnen, Politik, Öf-
fentlichkeit und Verwaltung – unter-
stützt die MieterInnen, berät die Poli-
tik in Mieterbelangen und unterstützt 
u.a. das genossenschaftliche Wohnen 
und die Förderung genossenschaftli-
chen Wohnungsbaus. So konnte auf 
einer öffentlichen Sitzung des Mieter-
beirats im Herbst 2005 auch das Mo-
dellvorhaben und die GIMA mit ihren 
Zielsetzungen ausführlich präsentiert 
und diskutiert werden. Die Mietbe-
ratung der Landeshauptstadt Mün-
chen, organisatorisch angebunden 
beim Amt für Wohnen und Migration 
des Münchner Sozialreferats, steht 
dem Gedanken genossenschaftlicher 
Übernahmen von Mietwohnhäusern 
aufgeschlossen gegenüber und orien-
tiert bei Mieterberatungen auf Genos-
senschaften. Der Haus-, Wohnungs- 
und Grundbesitzerverein München, 
in dem fast alle HauseigentümerIn-
nen Münchens, aber vermehrt auch 
WohneigentümerInnen organisiert 
sind, steht bei Immobilienverkäufen 
einer genossenschaftlichen Übernah-
me aufgeschlossen gegenüber. So ver-
öffentlichte er – wie berichtet – in sei-
ner Bayrischen Hausbesitzer-Zeitung 
im September 2005 einen Bericht über 
das Modellvorhaben und die GIMA.

Genossenschaften

Ganz wichtige Adressatinnen im 
Rahmen der Vernetzungsbemühun-
gen der GIMA sind die bestehenden 
Münchner Genossenschaften. Ein Teil 

von ihnen konnte bereits als potenzi-
elle Erwerberinnen von zum Verkauf 
stehenden Mietwohnimmobilien ge-
wonnen werden, weitere sollen fol-
gen. Insofern richtet sich ein Teil der 
Öffentlichkeitsarbeit der GIMA auch 
an sie. Dazu wurde eine Informati-
onsveranstaltung in den Räumen des 
Verbands bayerischer Wohnungsun-
ternehmen (VdW) durchgeführt, zu 
der VertreterInnen aller Münchner 
Wohnungsbauunternehmen einge-
laden waren. Von den 35 Münchner 
Wohnungsgenossenschaften nahmen 
12 Vertreter den Termin wahr. Referen-
ten waren neben dem Projektleiter der 
GIMA der Vorsitzende des Verbands 
der Münchner Wohnungsunterneh-
men sowie der Vorstandsvorsitzende 
der Münchner Kleinwohnungs-Bau-
genossenschaft eG Genossenschaft, 
der seine – positiven – Erfahrungen 
bei der konsortialen Übernahme des 
Dankl-Blocks (117 Haushalte) in ge-
nossenschaftliches Eigentum schil-
derte, aber auch die damit verbun-
denen Risiken und Problematiken 
nicht unerwähnt ließ und insofern ein 
nüchternes, in der Summe überzeu-
gendes Plädoyer für eine aktive genos-
senschaftliche Übernahmestrategie 
hielt. Im Nachgang der Versammlung 
führte die GIMA eine schriftliche Um-
frage unter den Mitgliedsgenossen-
schaften durch, um zu ermitteln, wie 
viele von ihnen an einer Übernahme 
von weiteren Mietwohnimmobilien 
in ihren Bestand interessiert sind und 
insofern als Kooperationspartnerin-
nen der Beratungsagentur infrage kä-
men. Im Ergebnis zeigte sich, dass 11 
Genossenschaften uneingeschränkt 
positiv der Idee der genossenschaft-
lichen Beratung und Vermittlung von 
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Bestandsimmobilien gegenüberste-
hen, weitere vier Genossenschaften 
eine positiv-abwartende Haltung ein-
nahmen und 10 Genossenschaften 
vorerst kein Interesse daran haben, 
über ihren gegenwärtigen Wohnim-
mobilienbestand hinaus weitere Häu-
ser zu erwerben. 

Eigene Medien

Ein wesentliches Instrument der Öf-
fentlichkeitsarbeit sind die Informa-
tionsmedien, die in den vergangenen 
Monaten erstellt wurden. Es wurden 
zwei verschiedene Faltblätter gestal-
tet, die sich zum einen an Hausei-
gentümerInnen und zum anderen an 
die MieterInnen von Mietwohnhäu-
sern richten, die zum Verkauf stehen. 
Ferner wurde eine achtseitige Ima-
gebroschüre erarbeitet, die über die 
Informationen der Faltblätter hinaus 
die Ziele und Aufgaben der GIMA 
vorstellt. Das Vorwort des Münchner 
Oberbürgermeisters dürfte dabei dem 
Ansinnen der GIMA zusätzliche Über-
zeugungskraft geben. Die GIMA ist mit 
einer projekteigenen Internetwebs-
eite online (www.gima-muenchen.
de), sie informiert über die öffentli-
che Resonanz der Agentur und über 
aktuelle Aktivitäten mit Links auf die 
Seiten der KooperationspartnerInnen 
und wird kontinuierlich erweitert. In 
gewisser Weise stellen die bisher ge-
nannten Aspekte die Adressaten und 
Medien einer allgemeinen Öffentlich-
keitsarbeit dar. Daneben gilt es, ganz 
spezifische Adressaten(gruppen) zu 
erreichen, die man unter dem Begriff 
der dezentralen Öffentlichkeitsarbeit 
subsumieren könnte:

Dezentrale Öffentlichkeitsarbeit

Ein Hauptanliegen des MV besteht 
neben dem Erreichen der lokalen und 
regionalen Öffentlichkeit in der Mobi-
lisierung der dezentralen Stadtöffent-
lichkeit, also den stadtgesellschaftli-
chen AkteurInnen in den Stadtbezir-
ken und Stadtquartieren, in denen die 
Aufwertungsprozesse stattfinden. Die-
se AkteurInnen zu erreichen, ist eine 
weitere wesentliche Erfolgsbedingung 
für die Arbeit der GIMA. Denn auf der 
dezentralen Stadtbezirks- und Quar-
tiersebene agieren diejenigen, die de-
zidiertes Wissen über die Wohnungs-
versorgung und den Wohnungsmarkt 
besitzen und diesen mitgestalten und 
über Verkaufsabsichten frühzeitig be-
richten können. Folgendes ist daher 
wichtig:
• die Konzentration der Arbeit der 

GIMA auf die Stadtbezirke, in de-
nen die genossenschaftlich rele-
vanten Verkaufsfälle stattfinden, 

• die Information und Einbeziehung 
der Bezirksausschüsse, 

• die Information der Stadtteilpres-
se in Form von Anzeigenblättern, 
Stadtteilzeitungen u.a., 

• die Information und Einbindung 
von politischen und stadtgesell-
schaftlichen Organisationen in den 
Stadtbezirken, die das Wohnen in 
der Stadt zum Gegenstand ihres 
Engagements haben,

• regelmäßige Information der 
Öffentlichkeit in den Stadtbezirken 
über die Möglichkeiten genossen-
schaftlicher Übernahmen von Miet-
wohngebäuden durch Anzeigen 
in den Stadtteilblättern und durch 
Informationsveranstaltungen.

Erste Ergebnisse

Durchgeführt wurden bisher 12 Haus-
versammlungen (in den Häusern oder 
einem Versammlungssaal in einer na-
hen Gaststätte), auf denen MieterIn-
nen über die Risiken und Chancen 
einer genossenschaftlichen Übernah-
me und die Möglichkeiten ihrer Betei-
ligung informiert wurden. In der Regel 
sind mehrere Hausversammlungen 
notwendig, bis eine entsprechende 
positive (oder auch negative) Lösung 
erzielt werden kann.

Wenn man die Zahl der Mieter-
gemeinschaften heranzieht, die die 
GIMA kontaktiert haben, und diese 
danach differenziert, ob es sich es um 
Hausgemeinschaften von einzelnen 
privaten Mietwohnhäusern (meist 
zwischen 10 bis 15 Wohneinheiten), 
um BewohnerInnen von Häusern in-
stitutioneller HauseigentümerInnen 
(Versicherungen etc.) oder um Be-
wohnerInnen einer Siedlung handelt, 
so zeigt sich folgende Verteilung 
- einzelne Häuser privater Eigentü-

merInnen (8)
- Häuser institutioneller Eigentüme-

rInnen (3)
- Siedlungen (2)

Darüber hinaus gab es bereits neun 
Anfragen von EigentümerInnen von 
Mietwohnhäusern, die Interesse am 
Verkauf ihres Hauses/ihrer Häuser an 
eine Wohnungsgenossenschaft zeig-
ten.

Was die Anfragen von Mieterge-
meinschaften und Hauseigentüme-
rInnen anbetrifft, kann die bisherige 
Öffentlichkeitsarbeit der GIMA somit 
als überaus erfolgreich angesehen 
werden.

Modellvorhaben WOGENO eG München
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Von der GeWoGe zur Die “Neue” 
GeWoGe eG

Erhalt preiswerten Mietwohnungs-
bestandes durch Umwandlung in 
eine Bestandsgenossenschaft

A. Dokumentation eines Prozesses

Im Januar 2004 beschloss die Mehr-
heitsfraktion im Kreistag Pinneberg 
den Verkauf der Gemeinnützigen 
Wohnungsbaugesellschaft mbH für 
den Kreis Pinneberg (GeWoGe), um 
die prekäre Haushaltslage des Krei-
ses aufzubessern. Viele MieterInnen 
bangten um ihren Wohnstandort. Sie 
organisierten eine Mieterinitiative, die 
sich bald als „Interessengemeinschaft 
(IG) Sozialer Wohnungsbau“ gegen 
den Verkauf der GeWoGe engagierte. 
Da der Kreistag nicht vollständig auf 
das Geld aus einem Verkauf verzichten 
wollte, wurde eine sozial verträgliche-
re Art der Veräußerung gesucht – und 
gefunden: Nach lang anhaltenden, in-
tensiven politischen Auseinanderset-
zungen und nach Sichtung und Dis-
kussion von Gutachten beschlossen 
die Kreistagsabgeordneten am 15. Juni 
2005 einstimmig die Umwandlung 
der GeWoGe in eine Genossenschaft. 
Bereits im Juli wurde Die “Neue” Ge-
WoGe e.G. gegründet. Die neue Ge-
nossenschaft und der Kreis Pinneberg 
nahmen die Verkaufverhandlungen 
auf. Ihren Abschluss fanden sie im Fe-
bruar 2006 mit der Zustimmung des 
Kreistags zum Geschäftsanteilskauf- 
und Übertragungsvertrag zwischen 
der GeWoGe und Die “Neuen” GeWo-
Ge e.G. Der folgende Beitrag beleuch-
tet den Prozess vom Veräußerungs-
beschluss bis zur Beurkundung des 

Kaufvertrages sowie in einem zweiten 
Beitrag auf Seite 15 insbesondere die 
Rolle der Investitionsbank Schleswig 
Holstein (IB) in diesem Verfahren. Die 
Investitionsbank hatte vom Innen-
ministerium des Landes den Auftrag 
erhalten, die Realisierungschancen 
einer genossenschaftlichen Lösung 
zu prüfen.

Wohnungspolitische Funktion der 
GeWoGe

Die GeWoGe wurde im Jahr 1948 ge-
gründet und verfügt aktuell über 
einen Wohnungsbestand von ins-
gesamt rund 2.200 Einheiten. Dabei 
handelt es sich fast ausschließlich um 
Geschosswohnungen. Die Ausnahme 
bilden rund 80 Reihenhauseinheiten. 
Der maßgebliche Gesellschafter der 
GeWoGe Pinneberg ist der Kreis Pin-
neberg mit einem Anteil von 81,49 
%. Weitere Gesellschafterinnen sind 
die Städte Uetersen, Wedel, Pinneberg, 
Barmstedt und Schenefeld, sowie die 
Gemeinden Rellingen und Halstenbek. 

Rund drei Viertel des GeWoGe Bestan-
des entfallen auf Baujahre bis 1960. 15 
% der Wohnungen wurden von 1961 
bis 1967 errichtet, 12 % sind später 
entstanden. Die überwiegend frühen 
Baujahre bedingen, dass es sich nach 
heutigen Maßstäben hauptsächlich 
um kleinere Wohnungen handelt. Fast 
zwei Drittel der Wohneinheiten sind 
2- oder 2,5-Zimmer-Wohnungen; 
80 % aller Wohnungen haben eine 
Wohnfläche von 30-60 m2. 55 % des 
Bestandes sind unmodernisiert, 41 % 
der Wohnungen wurden bisher teil-
modernisiert (Elektro- und/oder Sa-
nitärinstallation). An drei Viertel der 

Wohnungen wurden kleinere Maß-
nahmen im Rahmen der Instandhal-
tung vorgenommen.

Bei 16 % des GeWoGe-Bestandes 
handelt es sich um Sozialwohnungen, 
wobei in den nächsten sechs Jahren 
40 % der Bindungen auslaufen wer-
den. Auch im Kreis Pinneberg insge-
samt ist der Sozialwohnungsbestand 
durch auslaufende Bindungen deut-
lich rückläufig. Bis 2010 wird er ge-
genüber dem Jahr 2000 um rund ein 
Drittel abnehmen.

Die absolut als auch relativ größte 
Bedeutung unter den GeWoGe-Stand-
orten hat der Bestand in Pinneberg 
selbst, die rund 1.300 Wohnungen 
machen über 10 % des Geschoss-
wohnungsbestandes aus. Mit einem 
durchschnittlichen Mietpreis von 
4,54 €/m2 liegt das Mietenniveau der 
GeWoGe-Wohnungen zum Teil un-
terhalb einfacher und mittlerer Ge-
schosswohnungen im Kreis. Somit 
kommt der GeWoGe im Kreis Pinne-
berg und in besonderem Maße in der 
Kreisstadt selbst eine wichtige Funk-
tion für die Wohnungsversorgung im 
unteren Mietpreissegment zu.

Insgesamt kann davon ausgegangen 
werden, dass die Nachfrage nach 
preisgünstigem Wohnraum in Schles-
wig-Holstein in Zukunft gleich blei-
bend sein wird, wenn nicht sogar von 
einem Anstieg ausgegangen werden 
muss (vgl. ifs Wohnungsmarktpro-
gnose). Dieses gilt insbesondere für 
Kreise mit einer wachsenden Bevölke-
rungszahl, wie sie auch für den Kreis 
Pinneberg prognostiziert wird. Bei 
gleichzeitig sinkendem Sozialwoh-
nungsbestand ist davon auszugehen, 
dass die Versorgung von Haushalten, 
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die auf eine preisgünstige Wohnung 
angewiesen sind, insgesamt schwie-
riger wird.

Insofern haben die Wohnungen 
der GeWoGe als preisgünstiger Miet-
wohnungsbestand für die Wohn-
raumversorgung im Kreis Pinneberg 
eine große und weiter zunehmende 
Bedeutung. Die Umwandlung der 
kommunalen Wohnungsgesellschaft 
in eine Wohnungsgenossenschaft ist 
im Interesse einer nachhaltigen Woh-
nungspolitik sinnvoll. Denn eine ge-
nossenschaftliche Bewirtschaftungs-
form bietet sehr gute Voraussetzun-
gen für eine langfristig und nachhal-
tig orientierte Bestandsentwicklung, 
weil es in einer Genossenschaft keine 
nutzerfremden KapitalgeberInnen mit 
kurzfristigen Renditeerwartungen gibt, 
sondern vielmehr die NutzerInnen 
selbst die EigentümerInnen sind. 

Veräußerungsbeschluss des Kreis-
tags (Januar 2004)

Vor dem Hintergrund finanzieller Eng-
pässe im Haushalt und eines hohen 
Schuldenstandes beschloss der Pin-
neberger Kreistag im Januar 2004, den 
Anteil des Kreises an der Wohnungs-
gesellschaft zu veräußern. Kritische 
Diskussionen in der Mieterschaft und 
in der lokalen Presseberichterstattung 
begleiteten dieses Vorhaben. Für den 
Fall des Verkaufs an eine private, pro-
fitorientierte InvestorIn wurden Mie-
terhöhungen befürchtet. 

Die CDU-Mehrheitsfraktion im 
Kreistag Pinneberg forcierte die Ver-
äußerung des Kreisanteils, strebte 
aber ein Verkaufskonzept an, das auch 
auf soziale Belange Rücksicht nehmen 
sollte. Wenn bei einem Verkauf den 

Erwerbenden jedoch sozial verpflich-
tende Auflagen gemacht werden, so 
wirken sich diese mindernd auf den 
Kaufpreis aus. Um den defizitären 
Haushalt des Kreises sanieren und 
dessen Schuldenlast weitest möglich 
abbauen zu können, sollte aber ein 
maximaler Kaufpreis erzielt werden. 
Somit bestand auch für die Mehr-
heitsfraktion im Kreistag Pinneberg 
ein innerer Konflikt, wie er grund-
sätzlich allen Verkäufen kommunaler 
Wohnungsunternehmen inhärent ist. 

Eine Veräußerungspolitik, die le-
diglich einen höchstmöglichen Ver-
kaufserlös anstrebt, kann mittel- und 
langfristig auf der anderen Seite zu 
einer Mehrbelastung der öffentlichen 
Haushalte führen, etwa wenn die Re-
finanzierung eines hohen Kaufprei-
ses und die Renditeerwartungen der 
InvestorInnen zu Mieterhöhungen in 
größerem Stil führen und z.B. höhere 
Transferleistungen für einkommens-
schwache Haushalte nach sich zie-
hen. Die soziale Komponente wurde 
im Fall des geplanten Verkaufs der 
GeWoGe Pinneberg insbesondere von 
den Oppositionsfraktionen im Kreis-
tag in den Vordergrund gestellt. Diese 
lehnten aufgrund ihrer Skepsis, sozia-
le Aspekte der Wohnraumversorgung 
bei einer InvestorIn durchsetzen zu 
können, den Verkauf ab. 

Mit ihrer absoluten Mehrheit und 
den Stimmen einer weiteren Fraktion 
beschloss jedoch die CDU-Fraktion 
des Kreistags am 28. Januar 2004 im 
Grundsatz den Verkauf, und schaltete 
zunächst die Prüfung des kreiseige-
nen GeWoGe-Anteils sowie die Erstel-
lung eines Verkaufskonzepts durch die 
Kreisverwaltung vor. Der Beschluss 

erzeugte Verunsicherung bei den 
GeWoGe-MieterInnen und den Ge-
WoGe-MitarbeiterInnen. Informati-
onsangebote in den darauf folgenden 
Wochen wurden entsprechend von 
mehreren hundert Menschen wahr-
genommen.

Widerstand gegen den Veräu-
ßerungsbeschluss (Januar 2004 
– November 2004) 

Nachdem wenige Tage vor dem Kreis-
tagsbeschluss die Verkaufsabsichten 
bekannt geworden waren, formierte 
sich spontaner Widerstand aus den 
Reihen der GeWoGe-Mieterschaft, der 
schnell in die Gründung einer Mieteri-
nitiative mündete. Die Initialzündung 
dazu gab der erste Presseartikel zum 
Thema mit der Schlagzeile: „Verkauft 
der Kreis nun seine Mieter?“ 
Die Mieterinitiative „Interessenge-
meinschaft (IG) Sozialer Wohnungs-
bau“ war bereits ab Februar 2004 im 
Internet mit einer Homepage vertre-
ten.

Nachdem die ersten Aktivitäten 
auf große Resonanz bei der Mieter-
schaft stießen und die lokale Presse 
die Berichterstattung über die Initi-
ative aufnahm und damit für weitere 
Öffentlichkeit sorgte, folgte ein offe-
ner Brief an die KreispolitikerInnen 
und den Landrat. In dem Schreiben 
formulierte die Mieterinitiative die 
Ängste der MieterInnen, insbesondere 
die Befürchtung von Mieterhöhungen 
im Falle einer Veräußerung an eine 
private InvestorIn und machte darauf 
aufmerksam, dass die Mieterschaft 
der GeWoGe (vielfach Alleinerziehen-
de, Arbeitslose, ältere Menschen) zu 
großen Teilen auch zukünftig auf die 

Modellvorhaben Pinneberg



Forschungsfeld 28: Modelle genossenschaftlichen Wohnens

12 ExWoSt-Informationen 28/3 - 07/2006

günstigen Mieten angewiesen sei. Für 
den Fall, dass der Verkauf tatsächlich 
beschlossen würde, wurde die Ein-
leitung eines Bürgerbegehrens ange-
kündigt. 

Am 28.01.2004 waren ca. 300 protes-
tierende MieterInnen präsent, als der 
Kreistag beschloss, die GeWoGe zu 
verkaufen. In den Folgewochen soli-
darisierten sich die Oppositionsfrakti-
onen mit der Mieterinitiative. Um die 
GeWoGe-MieterInnen an dem Prüf-
verfahren zum Verkauf zu beteiligen, 
organisierte die Kreisverwaltung im 
Februar 2004 ihrerseits mehrere Ver-
sammlungen, in denen der Landrat 
den MieterInnen der GeWoGe Rede 
und Antwort stand.

Die Interessengemeinschaft ini-
tiierte, wie von ihr angekündigt, ein 
Bürgerbegehren gegen den Verkaufs-
beschluss im Kreistag und sammelte 
ca. 26.000 Unterschriften. Nach Über-
prüfung der Unterschriften durch die 
Kommunalverwaltungen fehlten je-
doch am Ende rund 600 Stimmen an 
dem notwendigen Quorum von ca. 
23.300 gültigen Stimmen. Das schles-
wig-holsteinische Innenministerium 
erklärte daraufhin das Bürgerbegeh-
ren im Juni 2004 inhaltlich für zuläs-
sig, auf Grund der fehlenden gültigen 
Stimmen aber für gescheitert.

Gegen die Ablehnung des Bürgerbe-
gehrens erhob die Interessengemein-
schaft im Juli 2004 Klage, da Zweifel 
an der Korrektheit der Auslegungs-
vorgaben des Innenministeriums 
im Hinblick auf die Unterschriften-
prüfung bestanden. Somit hatte nun 
das Verwaltungsgericht Schleswig 
die Handhabung der Unterschriften-

prüfung zu beurteilen. Aufgrund der 
aufschiebenden Wirkung der Klage 
hatte die Interessengemeinschaft 
erreicht, dass die Verwaltung ihren 
Auftrag, ein Verkaufskonzept für die 
Veräußerung des kreiseigenen GeWo-
Ge-Anteils zu erstellen, nicht erfüllen 
konnte und somit der Anteilsverkauf 
(bzw. de facto der GeWoGe-Verkauf) 
bis auf weiteres blockiert wurde. Ein 
neuerlicher Veräußerungsbeschluss 
wäre durch die anhängige Klage nicht 
zulässig gewesen. Für den Fall, dass 
von der Mehrheitsfraktion ein neuer-
licher Veräußerungsbeschluss geplant 
worden wäre, hätte die Interessenge-
meinschaft im Vorfeld auf Grundlage 
der anhängigen Klage eine einstweili-
ge richterliche Verfügung anstrengen 
müssen, um einen solchen Beschluss 
tatsächlich auf rechtlichem Wege zu 
verhindern. Außerdem wurde über 
die Unterschriftensammlung intensiv 
in der lokalen und regionalen Presse 
berichtet, wodurch das Bürgerbegeh-
ren mit dazu beitrug, dass das The-
ma “GeWoGe-Pinneberg” von einer 
breiten Öffentlichkeit auch über die 
Grenzen des Kreises Pinneberg hin-
aus wahrgenommen und zu einem 
echten Politikum wurde.

Prüfung der Umwandlung und 
Grundsatzbeschluss im Kreistag 
(Dezember 2004 – Juni 2005)

Ziemlich genau zur Zeit der Klageein-
reichung wurde nach einem Gespräch 
zwischen der Geschäftsführung der 
GeWoGe und einem Vertreter der In-
vestitionsbank (IB) Schleswig-Hol-
stein die Idee der Gründung einer 
neuen Genossenschaft mit dem aus-
schließlichen Ziel des Erwerbs der 

Geschäftsanteile an der GeWoGe ge-
boren. Diese Idee wurde sodann ei-
nerseits von der Geschäftsführung der 
GeWoGe an den Landrat als obersten 
Vertreter der Kreisverwaltung und von 
dort an die politischen Parteien trans-
portiert, andererseits von der IB an 
das schleswig-holsteinische Innenmi-
nisterium, von wo aus unverzüglich 
jegliche Unterstützung signalisiert 
wurde.

Am 08.12.2004 beschloss der Kreistag 
im Einvernehmen aller Fraktionen – 
und auch der Interessengemeinschaft 
–, dass die Kreisverwaltung nunmehr 
die Möglichkeiten einer Umwandlung 
der GeWoGe in eine Genossenschaft 
prüfen und anschließend das Prüf- 
ergebnis dem Kreistag zur Beratung 
und abschließenden Beschlussfas-
sung vorlegen sollte.

Das Einvernehmen mit der In-
teressengemeinschaft war dabei die 
nach der Kreisordnung erforderliche 
Voraussetzung für den Umwand-
lungsbeschluss: Da das Bürgerbe-
gehren aufgrund des anhängigen Ver-
fahrens noch schwebend war, durfte 
grundsätzlich keine Maßnahmen 
unternommen werden, die auf eine 
Veränderung der rechtlichen Situa-
tion der GeWoGe abzielten. Die In-
teressengemeinschaft beantragte im 
Gegenzug beim Verwaltungsgericht 
Schleswig für die Dauer der Prüfung 
und die abschließende Beratung und 
Beschlussfassung im Kreistag das Ru-
hen des Verfahrens.

Im Rahmen des Prüfauftrages 
wurden zwei Aufträge an externe Gut-
achterInnen mit Frist April/Mai 2005 
vergeben:
• Erstellung eines Gutachtens zur 

Modellvorhaben Pinneberg



Forschungsfeld 28: Modelle genossenschaftlichen Wohnens

ExWoSt-Informationen 28/3 - 07/2006 13

Ermittlung des Ertragswertes der 
Wohnungsbestände der GeWoGe, 
das auch strategische Analysen von 
Veräußerungsvarianten auf Basis 
der Ertragswertermittlung enthielt

• Erstellung eines Gutachtens zu 
den rechtlichen und steuerlichen 
Rahmenbedingungen einer Um-
wandlung und zur wirtschaftlichen 
Tragfähigkeit einer möglichen 
Genossenschaft.

Die Gutachten lagen zum geplanten 
Termin vor. Der Zeitraum zwischen 
April 2005 und der Kreistagssitzung 
Mitte Juni 2005 war geprägt durch 
eine intensive Informations- und 
Diskussionstätigkeit sowohl im politi-
schen Bereich als auch in der Öffent-
lichkeit. Vor dem Hintergrund der po-
litischen Konstellationen im Kreistag 
– die Mehrheitsfraktion stand einer 
Genossenschaftslösung grundsätzlich 
ablehnend gegenüber – galt es für die 
ProtagonistInnen einer Umwandlung, 
eine intensive Informationstätigkeit 
und Überzeugungsarbeit zu leisten. 

Die mit der Prüfung beauftragte 
Kreisverwaltung hatte in dieser Phase 
einerseits die Aufgabe, den Kreistag 
und sonstige politische Institutionen 
über die Ergebnisse der Gutachten 
in Kenntnis zu setzen und einen ent-
scheidungsadäquaten Informations-
stand herzustellen sowie andererseits 
die MieterInnen und die Öffentlich-
keit zu informieren.

Die Diskussion konzentrierte sich 
relativ schnell auf die Frage, ob der 
Kreis (bzw. der Kreistag als dessen po-
litisches Entscheidungsgremium) be-
reit wäre, für die Umwandlung in eine 
Genossenschaft einen deutlich gerin-
geren Verkaufserlös zu akzeptieren, 

als dieses bei einer Veräußerung an 
eine ausschließlich renditeorientierte 
ErwerberIn der Fall wäre.

Im Zeitraum April bis Juni 2005 fan-
den von Seiten der Genossenschafts-
initiatorInnen sowie der Kreisverwal-
tung folgende Informationsaktivitä-
ten statt: 
• Vorstellung und Diskussion der 

gutachterlichen Ergebnisse im 
Hauptausschuss des Kreistages 
und vor den Kreistagsfraktionen

• Anschreiben an alle MieterInnen 
und Durchführung von drei Miete-
rinformationsveranstaltungen

Die Presse berichtete während die-
ses Zeitraumes intensiv über das 
Verfahren, wobei Aspekte der Mie-
terInnen bzw. des Mieterschutzes 
im Vordergrund standen. Außerdem 
wurde ausführlich über das von zwei 
Wohnungsgenossenschaften bekun-
dete Kaufinteresse an der GeWoGe 
informiert. Beide Genossenschaften 
zogen sich jedoch wieder mit der Be-
gründung zurück, dass der im Wert-
gutachten ermittelte Kaufpreis von 42 
Mio. € in Anbetracht des gegebenen 
Modernisierungsbedarfs zu hoch sei. 
Sie forcierten damit die Chancen der 
Umwandlung.

Die IG Sozialer Wohnungsbau be-
warb unterdessen in einem offenen 
Brief an die GeWoGe-Gesellschafte-
rInnen und die Kreistagsabgeordne-
ten das Modell der Umwandlung in 
eine neu zu gründende Wohnungs-
genossenschaft und mahnte den 
Kreistag an, die Überführung in eine 
Genossenschaft in der für Mitte Juni 
angesetzten Kreistagssitzung zu be-
schließen. Für den Fall, dass der Ver-

kauf an eine InvestorIn beschlossen 
würde, kündigte die IG an, das ruhen-
de Verfahren wieder aufzunehmen 
sowie ein erneutes Bürgerbegehren 
zu starten.

Der Kreistag des Kreises Pinne-
berg befasste sich in seiner Sitzung 
am 15.06.2005 mit den Ergebnissen 
des Prüfungsprozesses zur Gründung 
einer Wohnungsgenossenschaft. Am 
Tag vor der Sitzung kam überraschen-
derweise ein gemeinsamer Antrag der 
Fraktionen von CDU und SPD zustan-
de. Dieser Antrag sah eine Zustim-
mung des Kreistages zum Verkauf der 
Kreisanteile an der GeWoGe vor und 
beinhaltete den Auftrag an den Land-
rat, in konkrete Vertragsverhandlun-
gen zur Umsetzung einzutreten. 

Dieser Antrag wurde von allen 
Fraktionen einstimmig beschlossen. 
Damit war die Grundlage geschaf-
fen für die Gründung einer neuen 
Wohnungsgenossenschaft und die 
Übernahme der “alten” GeWoGe (der 
GmbH) durch Ankauf der Gesell-
schaftsanteile. 

Genossenschaftsgründung und 
erste Aktivitäten (Juli 2005 – No-
vember 2005)

Am 26.07.2005 wurde die neue Genos-
senschaft mit dem Namen Die “Neue” 
GeWoGe eG gegründet. Als Grün-
dungsmitglieder fungierten u.a. der 
Geschäftsführer und die Prokuristin 
der GeWoGe (beide Personen bilden 
heute den Vorstand der eG) sowie der 
Sprecher der Mieterinitiative. Bis auf 
weiteres fungierte die neu gegründete 
Genossenschaft nur als gesellschaftli-
cher Rahmen, führte aber noch kein 
operatives Geschäft durch.

Modellvorhaben Pinneberg
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Die neu gegründete Genossen-
schaft stand damit vor der Situation, 
dass sie aufgrund der noch ausstehen-
den  Kreistagsentscheidung zwar die 
Verkaufsverhandlungen führen, an-
sonsten aber noch nicht in größerem 
Maße in der Öffentlichkeit agieren 
konnte. Hinzu kam, dass der Genos-
senschaft so gut wie keine diesbezüg-
lichen Mittel zur Verfügung standen, 
da über die sieben Gründungsmitglie-
der hinaus erst nach dem Beschluss 
neue Mitglieder aufgenommen wer-
den sollten. 

Trotz – oder gerade wegen – dieser 
Rahmenbedingungen wurde am 
19.11.2005, von Die “Neue” GeWo-
Ge eG ein Mieterfest organisiert. Ziel 
war es, die neue Genossenschaft einer 
breiteren Öffentlichkeit vorzustellen 
und insbesondere den MieterInnen 
eine zukünftige Mitgliedschaft nahe 
zu bringen. Die gesamte Veranstal-
tung wurde komplett durch Sponso-
ring finanziert.

Unter der aufschiebenden Bedin-
gung der stattfindenden Verschmel-
zung wurde mit dem Betriebsrat der 
GeWoGe GmbH eine Betriebsverein-
barung über die Übernahme aller 
MitarbeiterInnen (19 Personen) ge-
schlossen.

Verkaufsverhandlungen, sukzessive 
Beschlussfassung und Beurkun-
dung des Kaufvertrages (Juli 2005 
– März 2006)

Im Kreistagsbeschluss vom 15.06.2005 
war die Aufforderung enthalten, dass 
nach der grundsätzlich positiven Ent-
scheidung nunmehr mit den konkre-
ten Verkaufsverhandlungen zwischen 

der neuen Genossenschaft und dem 
Kreis Pinneberg begonnen werden 
sollte. 

Auf Seiten der Genossenschaft wur-
den die Vertragsverhandlungen durch 
den Aufsichtsrat geführt, dessen Mit-
glieder auch aus dem Bankenbereich 
kommen. Der Kreis Pinneberg als Ver-
käufer wurde bei der Verhandlungs-
führung intensiv unterstützt von ex-
ternen juristischen und immobilien-
wirtschaftlichen BeraterInnen. Eine 
wichtige Rolle bei den Verhandlungen 
spielte weiterhin die Investitionsbank 
des Landes Schleswig-Holstein, die 
nicht nur als Förderinstitution auf-
trat, sondern durch eine moderieren-
de Funktion wesentlich zum Fortgang 
der Gespräche beitrug. 

Der Dreh- und Angelpunkt der 
Verhandlungen war der Kaufpreis, 
während andere Aspekte, wie etwa 
die Modernisierung und der nachhal-
tige Erhalt der Bestände sowie soziale 
Aspekte vorerst eine untergeordnete 
Rolle spielten. Die Verhandlungen 
gestalteten sich insgesamt relativ zäh-
flüssig und zogen sich deutlich länger 
hin, als es ursprünglich vorgesehen 
war. Nachdem es auch nach dem 
vorläufigen Abschluss der Kaufver-
handlungen im Herbst 2005 noch zu 
intensiven Diskussionen mit unein-
heitlichen Meinungsbildern gekom-
men war, wurde erst in der Sitzung 
am 21.12.2005 ein gemeinsamer Be-
schlussantrag der Fraktionen von SPD 
und CDU verabschiedet. Dem voraus-
gegangen war eine positive Stellung-
nahme des schleswig-holsteinischen 
Innenministers am 20.12.2005 im Pin-
neberger Tageblatt: Unter der Head-
line „Gut für Mieter und Komunen“ 

begrüßte er aus wohnungspolitischer 
Sicht die Umwandlung in eine Genos-
senschaft.

Auch dieser Kreistagsbeschluss war 
noch nicht abschließend. In ihm wur-
de erneut die Kaufabsicht des Kreista-
ges bekräftigt und eine Untergrenze 
für den Kaufpreis von 47 Mio. € fest-
geschrieben, womit dieses Verhand-
lungsergebnis um rund fünf Mio. € 
über dem im Ertragswertgutachten 
ermittelten Wert lag. Der Landrat 
und die Fraktionsvorsitzenden der im 
Kreistag vertretenen Fraktionen wur-
den beauftragt, den Kaufvertrag nun 
zum Abschluss zu bringen und dem 
Kreistag zur Beschlussfassung auf sei-
ner Sitzung im Februar 2006 vorzule-
gen.

Folgende Prämissen wurden hierfür 
formuliert:
• Nichtaufnahme von gewerblichen 

Immobilien- und Finanzinvestor-
Innen in den Gesellschafterkreis

• Fortführung der Versorgungspflich-
ten gegenüber breiten Schichten 
der Bevölkerung 

• Fortführung der bisherigen Ge-
schäftspolitik der GeWoGe GmbH

• Übernahme und Fortführung um-
fangreicher sozialer Bindungen für 
die MieterInnen und MitarbeiterIn-
nen

• Modernisierungsverpflichtung in 
Höhe von 50 Mio. €

• Finanzierbarkeit des Genossen-
schaftsmodells

• Herstellung eines tragbaren Kom-
promisses aller „Interessengrup-
pen” (GesellschafterInnen, Käufer-
Innen, Interessengemeinschaft)

• Weiterer Bestand der vertraglichen 
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Bindungen der GeWoGe GmbH
• Veräußerungen von Grundstücken 

oder vergleichbaren Rechten (Woh-
nungsbestand) nur mit Zustim-
mung des Kreises Pinneberg.

Am 15.02.2006 stimmte der Kreistag 
dem Geschäftsanteilskauf- und Über-
tragungsvertrag zwischen den Gesell-
schafterInnen der GeWoGe GmbH 
und der Genossenschaft Die “Neue” 
GeWoGe eG einstimmig zu. Der Kauf-
preis betrug 47 Mio. €. Die Genos-
senschaftsförderung durch das Land 
Schleswig-Holstein, vertreten durch 
die Investitionsbank, beträgt ca. 9 Mio. 
€ (= 19,15%) des Kaufpreises. Die für 
die nächsten Jahre festgeschriebenen 
Modernisierungsmaßnahmen erfor-
derten eine weitere Investition von 50 
Mio. €, deren Bereitstellung von den 
finanzierenden Instituten verbindlich 
zugesagt wurde. 

Somit wurde dank des Engagements 
u.a. der Investitionsbank Schleswig-
Holstein und nicht zuletzt der Miete-
rinitiative die Genossenschaftslösung 
ermöglicht. Im Ergebnis konnte somit 
einerseits der langfristige Erhalt preis-
günstigen Wohnraums gesichert und 
andererseits ein maximaler Beitrag 
zur Konsolidierung des Kreishaus-
halts geleistet werden.

Aktueller Stand des Verfahrens

Am 15.02.2006 erfolgte die einstim-
mige Beschlussfassung im Kreistag. 
Die übrigen kommunalen Gesell-
schafter haben ihre gleich lautenden 
Beschlüsse bis 20.03.2006 gefasst. Am 
20.03.2006 erfolgte die Beurkundung 
des Geschäftsanteilskauf- und Über-

tragungsvertrages. Die Zustimmung 
der Kommunalaufsicht des Landes 
Schleswig-Holstein erfolgte durch 
Fiktion (Fristablauf). Durch Hinter-
legung der ersten Kaufpreisrate und 
einer Bürgschaft für die Restsumme 
trat am 30.05.2006 Erfüllung ein. Mit 
diesem Tage ist die eG im Besitz der 
Gesellschafterrechte. Am 01.06.2006 
wurde der Verschmelzungsvertrag be-
urkundet. Am gleichen Tag beschloss 
die Gesellschafterversammlung der 
GeWoGe GmbH über die Verschmel-
zung. Am 06.06.2006 fand eine Mit-
gliederversammlung der eG statt. 
Einziger Tagesordnungspunkt war der 
Beschluss über die Verschmelzung 
der GeWoGe GmbH auf Die „Neue“ 
GeWoGe eG als aufnehmendes Un-
ternehmen.

B. Die Moderations- und Beraterrol-
le der Investitionsbank Schleswig-
Holstein im Umwandlungsprozess 
der GeWoGe Pinneberg in eine 
Genossenschaft

Die Investitionsbank (IB) Schleswig-
Holstein ist das Förderinstitut des 
Landes Schleswig-Holstein. Im Um-
wandlungsprozess der GeWoGe Pin-
neberg in eine Wohnungsgenossen-
schaft wurden der IB verschiedene 
Rollen zuteil:

Förderinstitut

Die IB setzt die wohnungspolitischen 
Ziele der Landesregierung um. Zu die-
sen Zielen gehören:
• die Förderung einer langfristigen 

Bestandshaltung von Wohnraum;
• die Unterstützung von Haushalten, 

die sich selbst nicht angemessen 

beim Zugang zu Mietwohnraum 
– einschließlich genossenschaftlich 
genutztem Wohnraum – versorgen 
können;

• die Weiterentwicklung innerstädti-
scher Wohnquartiere;

• die Stabilisierung von Bewohner-
strukturen in Wohnquartieren;

• die Förderung des genossenschaft-
lichen Wohnens;

• und letztlich im Rahmen der Ob-
jektförderung die Förderung einer 
langfristigen Bestandshaltung von 
Wohnraum.

Für den Kauf der Wohnungsbau-
gesellschaft Pinneberg durch eine 
Wohnungsgenossenschaft und die 
anschließende Sanierung des Woh-
nungsbestandes wurde durch die IB 
geprüft, ob Mittel aus der Genossen-
schaftsförderung und/oder Mittel 
aus der Modernisierungs- bzw. Sa-
nierungsförderung vergeben werden 
konnten. 

Die IB hatte im Auftrag des Innen-
ministeriums in ihrer Funktion als 
Förderinstitut des Landes Schleswig- 
Holstein die Aufgabe, die Bedingun-
gen sowie die wirtschaftliche Mach-
barkeit einer genossenschaftlichen 
Lösung zu prüfen. Dabei wurde ihr 
gleichzeitig auch die Rolle einer Bera-
terin bei den Verkaufsverhandlungen 
im Hinblick auf die Förderfähigkeit 
der Vorhaben (Genossenschaftsförde-
rung und Sanierung/Modernisierung) 
mit Mitteln der sozialen Wohnraum-
förderung zuteil.

Modellvorhaben Pinneberg
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Kreditinstitut

Die IB ist im Rahmen bestehender ge-
setzlicher Rahmenbedingungen ver-
pflichtet, die Gewährung der Förder-
mittel des Landes Schleswig-Holstein 
(Zweckvermögen Wohnraumförde-
rung) sowie die Gewährung von Dar-
lehen aus dem Eigenvermögen der 
IB (z.B. freie Kapitalmarktmittel, KfW 
Finanzierungen) wie jedes andere 
Kreditinstitut zu prüfen. Während der 
Entscheidungsphase der Veräußerung 
der Wohnungsbaugesellschaft Pinne-
berg an die Genossenschaft erfolgte 
durch die IB die objektgenaue Ana-
lyse der wirtschaftlichen IST-Situati-
on der „alten“ GeWoGe mit Hilfe des 
Bestandschecks. Dieser unterstützte 
folgende Maßnahmen:
• Rückschluss auf die wirtschaftliche 

Situation des Unternehmens durch 
Kennziffern gewinnen

• Identifizierung stiller Reserven, um 
Beleihungspotenziale zu nutzen 

• Feststellung von Auffälligkeiten bei 
der Rentabilität von Objekten 

• Darstellung möglicher wirtschaftli-
cher Szenarien mit verschiedenen 
Kaufpreismodellen.

Besondere Analyseschwerpunkte wa-
ren die Auswirkungen unterschiedli-
cher Kaufpreise bzw. Zahlungsmoda-
litäten auf 
• die Liquidität des Unternehmens 

(Cash Flow),
• das Ergebnis der Gewinn- und 

Verlustrechnung sowie 
• die verschiedenen Bilanzpositio-

nen.

Grundlage für die Entscheidungsfin-
dung in den Gremien der Investiti-

onsbank Schleswig-Holstein war die 
Berechnung einer nachhaltigen Ka-
pitaldienstfähigkeit nach Durchfüh-
rung der Maßnahmen unter Berück-
sichtigung 
• der angemessenen Bewirtschaf-

tungskosten (Instandhaltungs- und 
Verwaltungskosten),

• der Zinsänderungsrisiken bei be-
stehenden Verbindlichkeiten,

• der zukünftigen Zinsänderungsrisi-
ken bei der Ankaufs- und Moderni-
sierungsfinanzierung nach Ablauf 
der Zinsbindung,

• der optimalen Ausnutzung be-
stehender Fördermöglichkeiten 
bei der Finanzierung des Ankaufs 
sowie der Sanierungs-/Modernisie-
rungsmaßnahmen sowie

• von möglichen Mieterhöhungspo-
tenzialen.

Da sich die geplanten Sanierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen 
voraussichtlich über einen Zeitraum 
von 2007 bis 2012 erstrecken werden, 
musste eine Prognose über die wirt-
schaftliche Entwicklung des Unter-
nehmens möglichst genau simuliert 
und dynamisiert werden. Aufgrund 
dieser Notwendigkeit wurden von der 
IB zahlreiche Sensitivitätsanalysen 
durchgeführt. 

Die Risikoneigung und Bereitschaft 
der Geschäftsbanken, eine über den 
Personalkreditbereich hinausgehen-
de Finanzierung bzw. Beleihung der 
Objekte vorzunehmen, musste bei 
der Finanzierungs- und Sicherheiten-
struktur der IB berücksichtigt werden. 
Es wurde letztendlich eine Struktur 
entwickelt, die auch den Beleihungs-
vorgaben und Rentabilitätszielen der 

Geschäftsbanken entsprach. Dies war 
jedoch nur durch die Einbindung von 
Mitteln der sozialen Wohnraumförde-
rung möglich, da aufgrund des För-
dergedankens eine nachrangige Be-
sicherung dieser Finanzierungsmittel 
möglich war.

Konzeptentwickler und „Know-
how“-Träger

Die Aufgabe der IB bestand darin, die 
Wirtschaftlichkeit der Neugründung 
einer Genossenschaft zu überprüfen 
und die konzeptionelle Aufbereitung 
und Moderation mit allen Beteilig-
ten zu übernehmen. Hierbei musste 
auf der Basis des vom Unternehmen 
ermittelten Modernisierungs-/Sa-
nierungsaufwandes ein Finanzie-
rungskonzept, insbesondere unter 
Einbindung der Mittel der sozialen 
Wohnraumförderung erstellt werden. 
Folgende Aufgabestellungen wurden 
dabei abgearbeitet:
• Überprüfung eines bestehenden 

Gutachtens im Hinblick auf den 
ermittelten Unternehmenswert

• Erstellung erster Szenarien auf 
Basis vorläufiger Annahmen zur 
groben Einschätzung der Wirt-
schaftlichkeit bzw. Liquidität nach 
Durchführung der Maßnahmen

• Berücksichtigung der Förderziele 
der sozialen Wohnraumförderung 
bei der Konzeptentwicklung

Moderator des Finanzierungspro-
zesses

Aufgrund der übernommenen Vorbe-
reitungsarbeiten übernahmen Teil-
nehmer der IB die Gesprächsführung 
und Moderation während der Finan-
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zierungsgespräche. Nach Abschluss 
der jeweiligen Gesprächstermine und 
während des anschließenden Ent-
scheidungsfindungsprozesses fun-
gierte die IB als „Schnittstelle“ des 
Informationsaustausches. 

Interne und externe Informations-
notwendigkeiten: 

Bei den verschiedenen am Entschei-
dungsprozess bezüglich der Finan-
zierung Beteiligten bestanden unter-
schiedliche Ansprüche und Notwen-
digkeiten an den Informationaus-
tausch:
• Zwischen der Investitionsbank 

Schleswig-Holstein und dem 
Innenministerium des Landes 
Schleswig-Holstein erfolgte eine 
enge Abstimmung grundsätzlicher 
Art und im Hinblick auf die Höhe 
der Fördermittel aus der sozialen 
Wohnraumförderung und der Ge-
nossenschaftsförderung. 

• Zwischen den beteiligten Kreditins-
tituten und der IB wurden alle re-
levanten Informationen bezüglich 
der Finanzierung und Besicherung 
ausgetauscht. 

• Zwischen der GeWoGe, der IB und 
den beteiligten Kreditinstituten 
wurden Informationen über die 
wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens und die geplante Entwick-
lung weitergegeben. 

Erstellung einheitlicher Projektun-
terlagen mit Ordnungssystem: 

Für die Finanzierungsgespräche zwi-
schen den beteiligten Kreditinstituten 
und den Vertretern der GeWoGe Pin-
neberg wurde für jeden Teilnehmer 

von der Investitionsbank Schleswig-
Holstein ein Ordner erstellt. Zu den 
Unterlagen gehörten ein Adressver-
zeichnis aller Beteiligten, das fortlau-
fend aktualisiert wurde, Vorhabens-
beschreibung, Finanzierungsaufbau, 
Sicherheitenstruktur, Kaufvertrag 
(-entwürfe), Registerauszüge und Sat-
zung, Gutachten, Interne Analysen 
und Protokolle der Versammlungen 
bzw. Telefonkonferenzen. Die Erstel-
lung und Nutzung einheitlicher Pro-
jektunterlagen vereinfachte die Kom-
munikation zwischen den Beteiligten 
erheblich und wurde von den Teilneh-
mern positiv aufgenommen. 

Berater des Käufers

Im Rahmen der Umsetzung des Kon-
zeptes hat die IB ein Beratungsman-
dat für den Aufsichtsrat der „Neuen“ 
GeWoGe übernommen. Dabei be-
stand ein großes Interesse des Landes 
an einer Begleitung des Prozesses, so 
dass es zu einer Beauftragung durch 
das Innenministerium des Landes 
kam.

Der Aufsichtsrat stellte an das 
Mandat unterschiedliche Anforde-
rungen: 

• Erstellung von Berechnungen zur 
Einschätzung der Belastbarkeit der 
Bestände mit Szenario- und Stress-
testsimulationen

• Plausibilitätsprüfungen der von 
der Geschäftsführung der alten Ge-
WoGe erstellten Planzahlen (GuV, 
Bilanz, Investitionsplanung)

• Teilnahme an Verkaufsverhandlun-
gen zur Erreichung finanzierungs-
konformer Vertragsbestandteile

• Sicherstellung einer Finanzierung 
unter Berücksichtigung der ver-
handelten Vertragsbestandteile

Zielkonflikte im weiteren Projekt-
verlauf

Die Beauftragung durch das Innen-
ministerium vermittelte bei allen 
Beteiligten (Verkäufer, Käufer, Finan-
zierungspartner) den Eindruck, die 
Förderung des Vorhabens durch Mit-
tel der sozialen Wohnraumförderung 
sei ein so genannter „Selbstgänger“. 
Dass dies nicht der Fall war, wurde 
in den Gesprächen immer wieder 
deutlich herausgestellt. Da die IB ge-
setzlich verpflichtet ist, das Vermögen 
der sozialen Wohnraumförderung 
zu erhalten, kam ausschließlich eine 
wirtschaftlich tragbare und keine po-
litische Lösung in Betracht.

Auf der Verkäuferseite bestand 
das Interesse  –  unabhängig von 
politischer Einflussnahme – einen 
größtmöglichen Nutzen für den Ver-
mögenshaushalt des Kreises zu errei-
chen. Somit kann ein Vertreter eines 
Landesförderinstitutes als interessen-
gesteuerte Partei als „belastet“ ange-
sehen werden.

Politisch orientierte Tätigkeiten mit 
Klärungsbedarf 

Neben den vom Aufsichtsrat geförder-
ten Aufgaben haben sich im Laufe des 
Beratungsprozesses weitere Tätigkei-
ten ergeben: 
• Teilnahme an einer Informations-

veranstaltung für alle Kreistagsab-
geordneten mit allen am Prozess 
beteiligten Beratern

• Teilnahme an einer Fraktions-
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sitzung einer Partei mit allen am 
Prozess beteiligten Beratern

• Informationsgespräche mit einzel-
nen Fraktionsvorsitzenden

• Bindeglied zwischen Kaufvertrags- 
und Finanzierungsverhandlungen

• Informationsgeber für Dritte am 
Prozess Beteiligte als Prozessbeglei-
ter mit den geringsten Eigeninter-
essen

Beratung bei der Ermittlung eines 
wirtschaftlich tragbaren Kaufpreises

Nach der Durchführung einer Er-
tragswertermittlung für den Gesamt-
bestand der GeWoGe durch die Firma 
Analyse & Konzepte gab es bereits 
erste Aussagen zu einem möglichen 
Unternehmenswert. Unter Berück-
sichtigung eines Modernisierungs-
aufwandes von ca. 34 Mio. € wurde 
ein Ertragswert von ca. 42 Mio. € er-
mittelt.

Dieser ermittelte Ertragswert für 
den Gesamtbestand der GeWoGe war 
dann Anlass für weitgehende Diskus-
sionen hinsichtlich der getroffenen 
Annahmen und führte dazu, dass 
eine Änderung der Parameter vorge-
nommen werden musste. So wurden 
zusätzlich zur angesetzten Jahresroh-
miete die von der GeWoGe ermittel-
ten Mietertragspotenziale in Höhe 
von 18 Mio. € berücksichtigt. Darüber 
hinaus wurden der Bodenwert auf 
Grund von Bewertungsdifferenzen 
um 6 Mio. € angepasst und der vorge-
nommene Sicherheitsabschlag von 25 
% auf 20 % reduziert. Ebenfalls wurde 
der Liquidationserlös, d.h. ein beab-
sichtigter Objektverkauf, um 3,5 Mio. 
€ erhöht, so dass unter Berücksichti-
gung eines vom Unternehmen ermit-

telten zusätzlichen Modernisierungs-
aufwandes von 23,8 Mio. € ein neuer 
Ertragswert von ca. 47 Mio. € ermittelt 
wurde.

Über diesen ermittelten Ertrags-
wert, der den Kaufpreis für die Gesell-
schaftsanteile der GeWoGe darstell-
te, gab es hinsichtlich der Fälligkeit 
entsprechende Modelle, die disku-
tiert wurden. Im Vordergrund stand 
hierbei die tragbare Belastung der 
Genossenschaft. Um den Cash Flow 
insbesondere in den ersten Jahren 
nicht zu stark zu belasten, wurde die 
Fälligkeit des Kaufpreises aufgeteilt 
in einen sofort fälligen Teilbetrag von 
40 Mio. € sowie weitere 7 Mio. € zum 
01.01.2013. 

Eine zwischenzeitlich diskutierte 
Variante mit einer sofortigen Zahlung 
von 44 Mio. € war nicht umsetzbar, 
da der politische Druck, einen maxi-
malen Kaufpreis zu erzielen, zu groß 
war.

Beschreibung der Tätigkeiten der 
Investitionsbank im Rahmen der 
Finanzierungskoordination inkl. 
Darstellung der Instrumente

Auf Basis eines durch die Investitions-
bank erstellten Formulars wurden die 
Daten zum Wohnungsbestand der Ge-

WoGe Pinneberg zur Durchführung ei-
nes Bestandschecks angefordert. Die-
se Anforderung erfolgte objektgenau, 
d.h. alle relevanten Daten wurden für 
jedes Objekt erfasst und analysiert. 
Die erhaltenen Daten wurden einer 
Plausibilitätsprüfung unterzogen, so 
dass z.B. Übermittlungsfehler ausge-
schlossen werden konnten. Ebenfalls 
erfolgte ein Abgleich mit dem aktu-
ellen Jahresabschluss. Anschließend 
wurden die Daten objektweise in das 
Finanzierungs-Tool IB.Invest (dyna-
mische Investitionsrechnung) über-
tragen. Damit war es möglich, folgen-
de Analysen und Berechnungen anzu-
stellen und zu visualisieren:
• Durchführung von Cash Flow Be-

rechnungen pro Objekt 
• Aggregation aller Objekt-Cash 

Flows zur Darstellung der Ertrags-
lage des Unternehmens

• Identifizierung von Auffälligkeiten 
im Vergleich zu üblichen woh-
nungswirtschaftlichen Benchmarks 
(Höhe von Bewirtschaftungskosten 
etc.); daraus Ableitung von Prio-
ritäten bei der Durchführung der 
Maßnahmen.

Nach Berücksichtigung aller Maßnah-
men ergab sich folgender Finanzie-
rungsaufbau:

Modellvorhaben Pinneberg

Abb.: Finanzie-
rungsstruktur nach 
Mittelherkunft
(Quelle: IB)

Kapitalmarkt  
„Nettokaufpreis“

soziale Wohnraum-
förderung – Genos-
senschaftsförderung

soziale Wohnraumför-
derung – Sanierung / 
Modernisierung

29 %

10 %

KfW Gebäu-
desanierungs-
programm

15 %

18 %

28 %

KfW Wohn-
raum Moder-
nisierung
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Wirtschaftspläne als Grundlage für 
Kreditentscheidung

Von der Geschäftsführung der Ge-
WoGe wurden der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein und den übrigen 
beteiligten Kreditinstituten Wirt-
schaftspläne zur Verfügung gestellt, 
die sowohl die geplante bilanzielle als 
auch Ertrags- und Liquiditätsentwick-
lung bis zum Jahr 2014 darstellten.

Diese Wirtschaftspläne und die ih-
nen zugrunde liegenden Annahmen, 
die eine elementare Grundlage für die 
spätere Kreditentscheidung in den 
Gremien und für die Kaufpreisermitt-
lung bildeten, wurden durch die IB 
auf Plausibilität geprüft. 

Das Sanierungsvolumen von 58 Mio. € 
wurde erst durch eine intensive Ana-
lyse des Zustandes der Wohnungsbe-
stände deutlich. Grundlage war zu-
nächst das Gutachten von Analyse & 
Konzepte, dessen Ergebnis durch das 
neu ermittelte Investitionsvolumen 
durch die Geschäftsführung und Mit-
arbeiter der GeWoGe Pinneberg ange-
passt wurde. Auf das Investitionsvolu-
men in Höhe von 58 Mio. € entfallen 
ca. 32 Mio. € auf energetische und 
ca. 20 Mio. € auf nicht energetische 
Maßnahmen. Notwendige nicht akti-
vierungsfähige Instandsetzungsmaß-
nahmen wurden mit 6 Mio. € im In-
vestitionsvolumen berücksichtigt.

Bei der Größe des Bestandes der Ge-
WoGe Pinneberg, der sich aus ca. 2.200 
Wohnungen in 67 Verwaltungseinhei-
ten zusammensetzt, erschien eine 
Clusterung in verschiedene Maßnah-
men und Investitionszeitpunkte vor-
teilhaft. Der Bestand wurde in Abhän-

gigkeit von der geplanten Maßnahme 
in sechs verschiedene Gruppen aufge-
teilt, wobei die Abgrenzung zwischen 
einer Sanierung und Modernisierung 
in der Kostenhöhe lag. Maßnahmen 
mit Kosten von über 600 € je m2 Wohn-
fläche wurden als Sanierung, Kosten 
unter 600 € je m2 Wohnfläche als Mo-
dernisierung klassifiziert. Zur Errei-
chung der notwendigen Wirtschaft-
lichkeit war dann die Identifizierung 
von Mietsteigerungspotenzialen un-
ter Berücksichtigung von bestehen-
den und neuen Mietpreisbindungen 
sowie der Ortsüblichkeit notwendig. 
Hierbei spielte die langjährige Erfah-
rung der Mitarbeiter und Geschäfts-
führung der GeWoGe Pinneberg und 
deren Kenntnis der Mieterschaft und 
Bevölkerung des Landkreises und der 
Städte und Gemeinden eine wichtige 
Rolle bei der Beurteilung der zukünf-
tigen Entwicklung der Nettomieten. 

Bei den Wohnungen, für die der 
Einsatz von Mitteln der sozialen 
Wohnraumförderung vorgesehen war, 
ergab sich die Miete aus den Finanzie-
rungsrichtlinien des Landes Schles-
wig-Holsteins. Je nach Zuordnung in 
die entsprechenden Regionalklassen 
betrug hier die Miete zwischen 4,95 € 
und 5,10 €. Nach Prüfung aller vorlie-
genden – oben genannten – Daten auf 
Vollständigkeit und Plausibilität wur-
den diese in IB.Invest erfasst. Hierbei 
wurde ein Betrachtungszeitraum von 
30 Jahren angenommen, für den die 
Zahlungsströme ermittelt wurden. 

Software IB.Invest

Mithilfe der Software IB.Invest wur-
den zu jedem Objekt die objektspe-
zifischen Daten (Wohnfläche, An-

zahl der Wohneinheiten, Höhe der 
Bewirtschaftungskosten, Miethöhe, 
Vorlasten) erfasst. Ebenso wurden 
die Kosten der durchzuführenden 
Maßnahmen, die damit verbundene 
Finanzierung sowie die geänderten 
Annahmen hinsichtlich der Miethö-
he und Bewirtschaftungskosten nach 
Sanierung berücksichtigt. Aus den so 
erfassten Daten generiert die Software 
den objektgenauen Cash Flow für die 
frei wählbare Betrachtungsdauer.

Zunächst wurde eine IST-Variante 
aus allen bekannten Daten zum Woh-
nungsbestand ermittelt. Von dieser 
IST-Variante konnten dann verschie-
dene Investitionsvarianten abgeleitet 
werden. Diese Varianten enthielten 
z.B. unterschiedliche Annahmen hin-
sichtlich der Höhe des Kaufpreises 
oder der Höhe der Modernisierungs-
kosten. Zusätzlich konnten mit den 
einzelnen Varianten unterschiedliche 
Szenarien simuliert werden, um die 
möglichen Risikofaktoren der Inves-
tition zu ermitteln (Sensitivitätsanaly-
sen). So wurde insbesondere getestet, 
welche wirtschaftlichen Auswirkun-
gen verschiedenen Miethöhen und 
Mietsteigerungssätze, die Höhe der 
Instandhaltungskosten und Verwal-
tungskosten etc. hatten. 

Bestellung eines Konsortialführers

In Abstimmung aller Beteiligten wurde 
dann ein Konsortialführer mit der wei-
teren Abwicklung aller auftretenden 
Fragen im Rahmen der vertraglichen 
Gestaltung, dinglichen Sicherstel-
lung etc. ernannt. Diesem Kreditins-
titut sollte auch die Verwaltung des 
Sicherheitenpools obliegen, da man 
übereingekommen war, dass andere 
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Sicherheitenmodelle in dieser Ange-
legenheit nicht praktikabel seien.

Unter den beteiligten Kreditinstitu-
ten herrschte Einigkeit, dass es ein 
zeitnahes Controlling zum SOLL- und 
IST-Stand der gesamten Maßnahme 
geben müsse. Es wurde verabredet, 

dass sich die Vertreter der Kreditinsti-
tute vierteljährlich treffen, um aktuell 
über die Entwicklungen informiert zu 
sein. Die „Neue“ GeWoGe wird dazu 
die notwendigen wirtschaftlichen Da-
ten liefern.

Ein wichtiges Thema bei allen drei 
Finanzierungsgesprächen war die Be-
sicherung der Darlehen. Die IB hatte 
als Diskussionsgrundlage für die Ge-
spräche eine erste, überschlägige Be-
leihungswertermittlung basierend auf 
dem gesamten Immobilienbestand 
erstellt. Aufgrund dieser Beleihungs-
wertermittlung und der prozentualen 
Beteiligungen der einzelnen Kredi-

tinstitute am Gesamtvolumen konn-
ten die vorläufigen Beleihungsaus-
läufe ermittelt und durch die Beson-
derheiten aufgrund des Einsatzes der 
öffentlichen Fördermittel optimiert 
werden. Durch den Konsortialführer 
wurden im Laufe des internen Ent-
scheidungsprozesses eigene Wertgut-

achten erstellt, die auch von den an-
deren Kreditinstituten als Grundlage 
akzeptiert wurden.

Der erste Kaufvertragsentwurf und 
weitere nachfolgende Entwürfe wur-
den von der Investitionsbank in en-
ger Abstimmung mit allen beteiligten 
Kreditinstituten insbesondere hin-
sichtlich der Sicherstellung der Finan-
zierungsmittel und weiterer finanzie-
rungsrelevanter Vertragsbestandteile 
geprüft. Hierbei wurde innerhalb der 
IB auch die hauseigene Rechtsabtei-
lung zur Klärung offener Fragen her-
angezogen. Die Hinweise und Ände-
rungswünsche aller Beteiligten wur-

den durch die IB gesammelt und an 
die „Neue“ GeWoGe weitergeleitet.

Benötigte Unterlagen und Art der 
Aufbereitung durch das Wohnungs-
unternehmen

Zur Durchführung des Bestand-
schecks, zur Erstellung verschiedener 
Varianten in IB.Invest und für die Vor-
bereitung der Finanzierungsgesprä-
che wurden verschiedene Unterlagen 
benötigt, die der Investitionsbank von 
der GeWoGe zur Verfügung gestellt 
werden mussten. Die Unterlagen 
wurden durch das Wohnungsunter-
nehmen und durch die Investitions-
bank zur besseren Verarbeitung auf 
verschiedene Weise aufbereitet. Zu 
diesen Unterlagen gehörten:
• Vom VNW (Verband norddeutscher 

Wohnungsunternehmen) geprüfte 
Jahresabschlüsse der Jahre 2003 
und 2004 wurden bereits im Vorfeld 
eingereicht, der Jahresabschluss 
2005 war die Grundlage für die 
endgültige Kaufpreishöhe und wur-
de im Februar 2006 erstellt und an 
die Kreditinstitute weitergeleitet.

• Das Wohnungsunternehmen 
erstellte eine Übersicht über den 
gesamten Wohnungsbestand. 

• Die bestehenden Verbindlichkeiten 
des Wohnungsunternehmens und 
die Grundbuchsituation wurden in 
einer Gesamtübersicht zur Analyse 
der IST-Situation dargestellt.

• Für die Jahre 2006-2015 wurden 
Wirtschaftspläne für die Genos-
senschaft unter Berücksichtigung 
der Auswirkungen von Ankauf 
und Investitionen (Abschreibung, 
Zinsaufwand etc.) erstellt. 

• Eine Darstellung der zu erwarten-
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den Mietpreisentwicklung wäh-
rend und nach Durchführung der 
Maßnahmen durch das Wohnungs-
unternehmen wurde durch die IB 
aufbereitet.

• Der gesamte Wohnungsbestand 
wurde durch das Wohnungsunter-
nehmen in Abstimmung mit der 
Investitionsbank in verschiedene 
Gruppen aufgeteilt („Clusterung“).

Zu bewältigende Herausforderun-
gen

Während des Gesamtprozesses traten 
verschiedene Probleme auf. Die Rol-
len der Investitionsbank sowohl als 
Konzeptentwickler als auch als Bera-
ter erhielten dadurch eine besondere 
Bedeutung. Folgende Konflikte waren 
zu lösen: 
• Die Plausibilität des Gutachtens 

Analyse & Konzepte wurde in eini-
gen Punkten in Frage gestellt. So 
wurde der im Gutachten ermittelte 
Sanierungsaufwand von ca. 33 Mio. 
€ später durch den vom Unterneh-
men ermittelten Betrag von 58 Mio. 
€ ersetzt. Dieses führte insbesonde-
re bei den Gesellschaftern der alten 
GeWoGe zu erheblichem Diskussi-
onsbedarf. 

• Unterschiedliche Einschätzungen 
der Beleihungswerte durch die be-
teiligten Kreditinstitute im Hinblick 
auf die Besicherung der Finanzie-
rungsmittel führten zu Diskussi-
onen über die Angemessenheit 
und Finanzierbarkeit des von der 
Verkäuferseite geplanten Kauf-
preises. Aufgrund der Vergabe der 
öffentlichen Fördermittel und der 
damit einhergehenden besonderen 
Beleihungsmöglichkeiten durch die 

Investitionsbank wurde hier eine 
für alle Beteiligten annehmbare 
Lösung gefunden. 

Das gesamte Finanzierungsvolumen 
musste auf die beteiligten Kreditins-
titute verteilt werden. Dadurch, dass 
der Kreis der Kreditinstitute aus zwei 
ortsansässigen und einem überregi-
onal tätigen Kreditinstitut sowie der 
IB als Förderinstitut bestand, gab es 
nur geringen Abstimmungsbedarf in 
dieser Frage. Die quotale Beteiligung 
an der Finanzierung wurde nach den 
Wünschen der jeweiligen Vertreter 
des Kreditinstitutes während eines 
Finanzierungsgespräches gemeinsam 
festgelegt. 
Während es für die Verzinsung der 
Fördermittel des Landes Schleswig-
Holstein aufgrund der Vorgaben aus 
den Finanzierungsrichtlinien keinen 
Verhandlungsspielraum gab, ließen 
die beteiligten Geschäftsbanken ihre 
unterschiedlichen Margenvorstellun-
gen bei der Verzinsung der Kapital-
marktmittel erkennen. Diese Proble-
matik wurde hauptsächlich innerhalb 
der einzelnen Häuser in Absprache 
mit der „Neuen“ GeWoGe eG z.B. 
durch die Vergabe derivativer Kredit-
produkte gelöst. 
Die Darstellung einer nachhaltigen 
Kapitaldienstfähigkeit der neu ge-
gründeten Genossenschaft durch 
Plan-Gewinn- und Verlustrechnun-
gen war verschiedenen Faktoren un-
terworfen. Dazu gehörten unter an-
derem die Entwicklung des Miet- und 
Zinsniveaus, die zukünftige Steuer-
gesetzgebung und/oder die regiona-
le Bevölkerungsentwicklung. Allen 
Beteiligten war klar, dass sich durch 
Änderungen in diesen Bedingungen 

auch die Rentabilität und Liquidität 
des Unternehmens ändern konnten. 
Den für alle Beteiligten akzeptablen 
Kaufpreis zu ermitteln, stellte den 
„roten Faden“ während des gesam-
ten Prozesses dar. Eine Einigung kam 
letztendlich nicht ausschließlich 
durch Werteberechnungen sondern 
durch Verhandlungen, bei denen alle 
Seiten Kompromisse eingehen muss-
ten, zustande. 

Modellvorhaben Pinneberg
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Migranten und Migrantinnen: Eine 
neue Zielgruppe für eigentumsori-
entierte Genossenschaften

Erschließen finanzieller Ressourcen 
und neuer Zielgruppen im Rahmen 
der Privatisierung von landeseige-
nen Liegenschaften

„Türken sollen Genossen werden“, ti-
telte die Berliner Zeitung am 24.08.05 
und benannte damit zutreffend, was 
mit dem Vorhaben des Experimen-
tellen Wohnungs- und Städtebau 
(ExWoSt) beabsichtigt ist. Unter der 
Zielsetzung „Erschließung neuer 
Zielgruppen für Genossenschaften“ 
sollen MigrantInnen für den Genos-
senschaftsgedanken aufgeschlossen 
und interessiert sowie zu einer Mit-
gliedschaft angeregt werden. Damit 
werden die Empfehlungen der „Ex-
pertenkommission Wohnungsgenos-
senschaften“ der Bundesregierung 
aufgegriffen, die für Wohnungsgenos-
senschaften erhebliche ungenutzte 
Potenziale aufzeigt und eine aktivere 
Rolle anmahnt. 

Die Notwendigkeit, wohnungs-
politisch tragfähige Konzepte für die 
wachsende Gruppe zugewanderter 
Haushalte zu schaffen, hat die Woh-
nungswirtschaft längst erkannt. Eine 
Fachtagung des Gesamtverbandes 
der Deutschen Wohnungswirtschaft 
(GdW) im März 2005 in Bochum be-
schäftigte sich mit der Frage „Migran-
ten: Problemgruppe oder Zielgrup-
pe?“. Es wurde deutlich, dass sich die 
Wohnungswirtschaft gegenüber den 
Herausforderungen der Zuwande-
rung positiv und im Sinne integrativer 
Konzepte positionieren und die eige-
nen interkulturellen Kompetenzen 

weiter entwickeln will. Die Empfeh-
lungen zur stadträumlichen Integrati-
onspolitik des Projektes „Zuwanderer 
in der Stadt“ des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung weisen 
zudem auf die Notwendigkeit hin, die 
Selbstorganisation von ZuwanderIn-
nen sowie deren Teilhabe- und Mit-
wirkungsmöglichkeiten zu stärken. 

Das hier beschriebene ExWoSt-Mo-
dellvorhaben strebt den genossen-
schaftlichen Erwerb landeseigener 
Grundstücke in Berlin Kreuzberg und 
Berlin Schöneberg an. Damit können 
die Ressourcen der dort lebenden zu-
gewanderten Haushalte aus der Türkei 
genutzt und Möglichkeiten zu einer 
„materiellen“ Integration geschaffen 
werden. Ein genossenschaftlicher Er-
werb kann darüber hinaus zeigen, dass 

durchaus eine wohnungspolitische 
Alternative zu den Veräußerungen an 
private InvestorInnen möglich ist, die 
zukunftsfähige und nachhaltige Per-
spektiven für bürgerschaftliches En-
gagement und Wohngebietsstabilität 
bilden kann. Da bei eigentumsorien-
tierten Wohnungsgenossenschaften 
einzelne Wohnungen auf Wunsch von 
Mitgliedern mittelfristig in selbstge-
nutztes Wohneigentum umgewandelt 
werden können, kann sich eine Mi-
schung verschiedener Eigentumsfor-
men ergeben, die auf die Stabilität des 
Wohngebietes positiv wirken könnte. 

Für das Modellvorhaben wurden fünf 
Grundstücke ausgewählt. Hiervon 
gehören vier Häuser zum Bestand 
der Wohnungsbaugesellschaft Mit-
te in Berlin Kreuzberg. Ein weiteres 

Verkauf landeseigener Wohnungen in Kreuzberg durch die  
Wohnungsbaugesellschaft Mitte: 

17 Grundstücke / 24 Gebäude / 280 Wohnungen /21 
Gewerbeeinheiten
Betroffene Wohnungs- und Gewerbemieter: 263
Leerstand: 38 Einheiten

davon Erwerbsabsicht in 2006 durch die Wohnungsbaugenossenschaft Am 
Ostseeplatz eG:
Kreuzberg: 13 Grundstücke / 18 Gebäude / 208 Wohnungen / 16 

Gewerbeeinheiten, 
Betroffene Wohnungs- und Gewerbemieter: 193
Leerstand: 32 Einheiten

Schöneberg: 1 Grundstück / 1 Gebäude / 10 Wohnungen /  
12 Gewerbe

Davon ExWoSt- Modellhäuser:
Kreuzberg: 4 Gebäude / 57 Haushalte / 3 Gewerbemieter  

Ausstattung: teilweise mit Ofenheizung
Schöneberg: 1 Gebäude / 10 Haushalte / 1 Gewerbemieter 

Ausstattung: Ofenheizung
Anteil der türkischstämmigen Haushalte: 
Kreuzberg: 63 % der befragten Haushalte
Schöneberg: 30 % der befragten Haushalte

Modellvorhaben Berlin
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Haus befindet sich derzeit noch im 
Eigentum der landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaft WIR in Berlin 
Schöneberg. Es wurden zwei parallele 
Beratungsprozesse in Gang gesetzt, 
die voraussichtlich im Sommer 2006 
zur genossenschaftlichen Übernah-
me führen. Während die unabhängi-
ge Unternehmensberatung Thomas 
Bestgen (UTB) die rechtlichen und 
finanziellen Fragestellungen klärte, 
widmete sich WorkArt intensiv der 
zielgruppenadäquaten Information 
der multikulturellen Bewohnerschaft 
über das Genossenschaftsmodell. 

Wohnungspolitische Ausgangslage 

Mitte 2004 wurde die Wohnungsbau-
gesellschaft Mitte vom Senat Berlin 
aufgefordert, für 17 ehemalige Sanie-
rungsvertragsgrundstücke das Repri-
vatisierungsverfahren einzuleiten. 
Dieser Vorgang reihte sich ein in die 
Berliner Wohnungspolitik, durch die 
zur Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte in den letzten Jahren mehr 
als 100.000 landeseigene Wohnungen 
an private InvestorInnen veräußert 
wurden. 

Der Verkauf landeseigener Woh-
nungsbestände ist seit je ein brisantes 
politisches Thema in der Stadt. Daher 
werden von Senatsseite Strategien 
zur mieterorientierten Privatisierung 
unterstützt. Zur Information und Be-
ratung der betroffenen Mieterschaft 
über den Ablauf des Privatisierungs-
verfahrens, über mögliche mieterbe-
zogene Erwerbsformen sowie über 
mietrechtliche Grundlagen wurde die 
unabhängige Unternehmensberatung 
UTB beauftragt.

Im Laufe der ersten Beratungen 

stieg das Interesse der vom Verkauf 
betroffenen Bewohnerschaft an be-
wohnerorientierten Privatisierungs-
modellen. So entwickelte die UTB ein 
Finanzierungsmodell für die Privati-
sierung aller 17 betroffenen Grund-
stücke, welches die in der Beratungs-
phase gewonnenen Erkenntnisse 
berücksichtigte und sich sowohl an 
den Interessen einer liquiditätsorien-
tierten Privatisierung als auch an den 
Interessen einer vorwiegend aus Mig-
rantenfamilien bestehenden Bewoh-
nerschaft orientierte.

Eine konventionelle Finanzierung 
wurde durch folgende Umstände ver-
hindert:
• Gesetzlich mögliche Mieter-

höhungen sind kurzfristig 
nicht zu realisieren, da die Ei-
gentümerin Mieterhöhungen in 

2003/2004 auf breiter Basis ausge-
schöpft hat, bzw. für verschiedene 
Grundstücke Mietobergrenzen 
gem. Fördervertrag gelten.

• Für die Mehrzahl der Grundstücke 
ist ein Instandhaltungsrückstau 
festgestellt, der bei Übernahme 
durch eine Mietergenossenschaft 
aus der laufenden Bewirtschaftung 
nicht zu beseitigen ist. Dies gilt 
auch für jede andere ErwerberIn.

• Steuerliche Präferenzen fallen auf-
grund der Rechtsform weg.

• Ein Liquiditätsausgleich durch 
Eigenkapital ist unrealistisch, da 
Mitglieder für neu gegründete 
Genossenschaftsprojekte erfah-
rungsgemäß erst im zweiten Jahr 
des Bestehens gewonnen werden 
können (Projektunsicherheit, keine 
Entrepreneure). 

Hierbei wurden folgende Basisdaten und Annahmen zu Grunde gelegt:
Verkehrswertgutachten sämtlicher Grundstücke: 11.570.000,00 €
Geschätzte Sanierungskosten in Höhe von 3 - 5 Mio. € für notwendige Bau-
maßnahmen:

- Leerstandsbeseitigung
- Komplettierung des Heizungseinbaus
- Beseitigung des Instandhaltungsrückstaus

Berliner Mietspiegel 2005 für die westlichen Bezirke  
Mieterträge Stand: 01.09.2004 WE: 2,83 €/m2, GE: 3,36 €/m2

Mietspiegel einfache Wohnlage 
mit SH oder Bad, IWC

Altbau 
mit SH, Bad, IWC

40 - unter 60 m2 (2/3 der WE) 3,12 € 4,62 €
60-90 m2 2,38 € 4,05 €
über 90 m2 2,83 € 3,67 €
293 Wohneinheiten mit 22.179,52 m2 Wohnfläche,  
sowie 26 Gewerbeeinheiten mit 2.459,87 m2 Gewerbefläche 
Die Steigerung der Nettokaltmiete beträgt bei Erwerb zw. 0 und 20%
Laufzeit der Hypothekendarlehen beträgt 10 Jahre

Förderdarlehen der KfW für die Sanierung werden in Anspruch genommen
Als Instandhaltungsrücklage wurde 0,40 €/m2, als laufende Instandhaltungs-
kosten wurden 0,20 €/m2 angenommen.

Modellvorhaben Berlin
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Die Genossenschaftslösung

Zunächst wurde die Neugründung 
einer Türkisch-Deutschen Mieterge-
nossenschaft favorisiert, doch musste 
die Realisierung aufgegeben werden, 
da die Finanzwirtschaft bei gegebe-
ner Förderlandschaft im Land Berlin 
(Investitionsbank Berlin, IBB) und 
des Bundes (KfW-Förderbank) ohne 
entsprechende Eigenkapitalausstat-
tung und einen Nachweis wohnungs-
wirtschaftlicher Professionalität keine 
Chancen der Realisierbarkeit bietet. 

Der Anschluss an eine bestehende 
Genossenschaft stellte sich schließ-
lich als realistische Umsetzungsmög-
lichkeit unter Berücksichtigung der 
grundlegenden Interessen eines gro-
ßen Teils der betroffenen Mieterge-
meinschaften dar, die sich wie folgt 
zusammenfassen lassen:
• Sicherung demokratischer Mitbe-

stimmungsrechte,
• Lebenslanges Wohnrecht,
• Bezahlbarer Wohnraum,
• Eigentumsorientierung, d.h. Mög-

lichkeit zum späterer Erwerb der 
eigenen Wohnung,

• Mitbestimmungsmöglichkeiten bei 
Bewirtschaftung (Hauswart, Haus- 
und Gartenpflege) und Nutzung 
Gemeinschaftseigentum.

Nachdem über die beiden ortsansäs-
sigen genossenschaftlichen Prüfungs-
verbände keine Kontakte zu Woh-
nungsgenossenschaften hergestellt 
werden konnten, die an Bestandser-
weiterungen interessiert gewesen wä-
ren, aktivierte die UTB Kontakte zum 
Vorstand der im Jahr 2000 gegründete 
eigentumsorientierten Wohnungs-
baugenossenschaft Am Ostseeplatz 

eG. Der Vorstand signalisierte Interes-
se an dem Projekt, da bereits ein Be-
schluss der Mitgliederversammlung 
zur Bestandserweiterung vorlag. 

Eine Machbarkeitsstudie der UTB 
vom Januar 2005 zeigte die notwen-
digen Erfolgsparameter für eine er-
folgreiche Umsetzung des Genossen-
schaftsmodells auf und kam zu dem 
Ergebnis, dass diese bei einem Erwerb 
durch eine bestehende Wohnungs-
genossenschaft überwiegend erfüllt 
werden können. 

Ende 2005 hat die Senatsbauverwal-
tung gemeinsam mit der UTB schließ-
lich folgende Parameter für einen ge-
nossenschaftlichen Paketerwerb fest-
gelegt:
• Die Genossenschaft erwirbt ein 

Paket von 13 der 17 zum Verkauf 
anstehenden Grundstücke.

• Für die Beseitigung des Instand-
haltungsrückstaus erhält die 
Genossenschaft einen Baukosten-
zuschuss.

• Als Eigenkapitalersatzmittel erhält 

Überprüfte Parameter
Machbarkeitsstudie Februar 2005 Stand September 2005

Verkehrswertaktualisierung: Soll -10 % erfüllt, Aktualisierung: Ist: -12,13 %
Sanierungsdarlehen
KfW-CO

2
 Darlehen zu 1,75 % Zins erfüllt, Zins 1,6 %

KfW-Womo Darlehen zu 3,8 % Zins erfüllt, Zins 2,9 %
Sanierungszuschuss Land Berlin erfüllt, Vorvertrag über Mod-Inst-Mittel
Kaufpreisstundung 20 % offen
Mietenentwickl. Genossenschaft Soll Soll Stand 9/2005:
Bei Erwerb: 2,83 €/m2/mtl Bei Erwerb: 2,98 €/m2/mtl
n. Sanierung 3,38 €/m2/mtl nach Sanierung 3,58 €/m2/mtl
Perspektive 10 J. 4,00 €/m2/mtl Perspektive 10 J. 4,00 €/m2/mtl
Finanzierungsparameter eines genossenschaftlichen Erwerbs:
Paketkauf von 15 Grundstücken Paketkauf von 12 Grundstücken
Gesamtfinanzierung Kauf u. Sanierungsmaßnahmen (Heizung+Sofort-Inst)
12.832.825,05 € 11.484.075,46 €
Eigenkapitalerfordernis 25 %
ca. 3.250.000 € ca. 2.875.000 €
Davon Genossenschaft
750.000 € 750.000 €
Davon Baukostenzuschuss
1.000.000 € 1.000.000 €
Deckungslücke Eigenkapitalerfordernis 
1.500.000 € 1.125.000 € 
An eine erfolgreiche Umsetzung eines Paketerwerbs an die Genossenschaft 
sind u.a. weitere entscheidende Finanzierungsfaktoren gebunden:
a) Absicherung der Fremdfinanzierung über Darlehen mit einem Beleihungs-
auslauf in Höhe von 75 % der Gesamtkosten
b) Sicherung der Eigenkapitalbasis in Höhe von 25 % der Gesamtkosten

Modellvorhaben Berlin
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die Genossenschaft ein Landes-
darlehen in Höhe von ca. 20 % 
des Kaufpreises. Das Darlehen ist 
innerhalb von 15 Jahren zu tilgen.

Nach schriftlicher Zusage des Landes 
Berlin zu o.g. Paketerwerb hat die Ge-
nossenschaftsbank im Februar 2006 
begonnen, die eingereichten Boni-
täts- und Projektunterlagen zu prüfen. 
Für jedes der 13 Grundstücke wurden 
bankenseits Verkehrswertgutachten 
beauftragt. Genossenschaftsbank, 
Genossenschaft und die UTB haben 
seit Anfang des Jahres gemeinsam 
mehrfach vertiefende Fragestellun-
gen erörtert. Nach abgeschlossener 
Prüfung durch den Marktfolgebereich 
ist mit einer Entscheidungsvorlage 
für den Vorstand zeitnah zu rechnen. 
Bei positiver Entscheidung wird die 
Genossenschaft den mittlerweile mit 
der Wohnungsbaugesellschaft Mitte 
abgestimmten Kaufvertragsentwurf 
beurkunden. Ein Lasten-Nutzen-
Wechsel kann somit im Sommer 2006 
erfolgen.

Soziokulturelle Ausgangslage

Berlin hat mehr als 120.000 Einwoh-
nerInnen, die aus der Türkei stam-
men. Im Jahr 2003 lebten allein im Be-
zirk Kreuzberg-Friedrichshain 23.535 
türkische StaatsbürgerInnen, der 
überwiegende Teil davon in Kreuz-
berg. “Mulitkulti”, d.h. das prinzipiell 
friedliche Miteinander verschiedener 
Kulturen ist in den Modellgebieten in 
Berlin-Kreuzberg und Berlin-Schö-
neberg eine sichtbare Realität. Dies 
sagt jedoch wenig über den Grad der 
gesellschaftlichen Integration derer 
aus, die Träger der Migrationskultu-

ren sind. Seit den Anschlägen vom 11. 
September 2001 haben sich Ängste 
und Vorurteile gegen die muslimische 
Bevölkerung verstärkt und werden ta-
buloser in die Öffentlichkeit getragen. 
Die aktuellen Auseinandersetzungen 
um den Islam und dessen religiösen 
Werte- und Lebensvorstellungen zei-
gen nicht zuletzt, dass zur Integration 
von ZuwanderInnen mehr gehört als 
die Akzeptanz bunter Kulturvielfalt. 
Diese Erkenntnis gilt es produktiv zu 
nutzen.

Ziel des Projektentwicklungsprozes-
ses im hier geschilderten Modellvor-
haben war es, die jetzigen MieterIn-
nen – 67 % davon türkischstämmig 

– in die Lage zu versetzen, die vier 
Häuser in Kreuzberg und Schöneberg 
im Rahmen einer Genossenschaftslö-
sung gemeinsam zu übernehmen und 
somit auch die bereits angesprochene 
Teilhabe- und Mitwirkungsmöglich-
keit der MigrantInnen zu stärken. 

Hier lebende MigrantInnen sind 
stark geprägt durch den Vorgang der 
Migration. Die Erfahrungen von Un-
gleichheit und Ungleichbehandlung 
in der Aufnahmegesellschaft sowie die 
Unsicherheit der Lebensgestaltung 
als Minderheit führt oft zu Misstrau-
en und Distanz der Mehrheitsgesell-
schaft gegenüber. In dieser Situation 
werden gerade Entscheidungen, die 
mit der Einlage von Geld verbunden 
sind, ungern oder gar nicht getroffen, 
besonders dann nicht, wenn Ent-
scheidungen mit anderen (im kon-
kreten Fall den anderen MieterInnen) 
gemeinsam getroffen werden sollen. 

Neben der zielgruppenspezi-
fischen Informationsvermittlung 
musste daher zusätzlich der beson-
dere Zugang von türkischen Berline-
rInnen zu der Trägerform Genossen-
schaft gesucht und beworben werden. 
Als erster Schritt musste Misstrauen 
in öffentliche Verfahren und deren 
Beteiligte abgebaut und Vertrauen 
zwischen den Beteiligten aufgebaut 
werden. Die Erfahrungen im Sensibi-
lisierungs- und Beteiligungsprozess 
zeigten, dass durch persönliche Ge-
spräche dieses Vertrauen entwickelt 
und damit Interesse und Zugang zu 
allgemeineren Fragen – hier zu genos-
senschaftlichem Wohnen – geschaffen 
werden konnten.

Eine Herausforderung, die sich aller-
dings durchaus auch bei MieterInnen 

Türkischstämmiger junger Mann 
im Rahmen der Veranstaltung „My-
thos Kreuzberg“ (Juni 2005)

„Ich wurde in Berlin geboren und 
solange ich denken kann, klebt mir 
ein unsichtbares Schild mit der Auf-
schrift „Problemfall“ auf der Stirn. 
Schon als Kind in der Schule galt 
ich als „Problemfall“, weil ich die 
Ausländerquote in der Klasse in die 
Höhe trieb. Als Jugendlicher galt ich 
dann als „Problemfall“, weil ich kei-
nen Ausbildungsplatz fand. Ich bin 
es Leid, mein Leben lang das Stig-
ma „Problemfall“ angeklebt zu be-
kommen und entsprechend negativ 
wahrgenommen zu werden. Ich bin 
leistungsbereit, intelligent und Bür-
ger dieses Staates. Wann endlich ist 
diese (Mehrheits)gesellschaft bereit, 
die Zuwanderung und damit die 
Zuwanderer zu akzeptieren und ein 
respektables Miteinander zu entwi-
ckeln?“

Modellvorhaben Berlin
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ohne Migrationshintergrund offen-
barte, lag in dem Positionswechsel 
den MieterInnen bei einem genossen-
schaftlichen Erwerb vollziehen muss-
ten. „MieterInnen“ werden zu „Mit-
gliedern“ und damit auch zu Mitei-
gentümerInnen der Genossenschaft. 
Während der Mieterstandpunkt davon 
geprägt war, dass die Verantwortung 
für den Erhalt und die Bewirtschaf-
tung eines Hauses von den Hausei-
gentümerInnen übernommen wurde, 
sind Genossenschaftsmitglieder ge-
fordert, sich für das Ganze mitverant-
wortlich zu fühlen und zu engagieren. 
Dieser Wechsel zu mehr Verantwor-
tung und Engagement und damit zu 
einem neuen Verständnis größerer 
Zusammenhänge war oft schwierig 
und kompliziert. Dieses um so mehr, 
als die Mieterschaft in den landesei-
genen Bestandswohnungen in Berlin 
bis heute ein kostengünstiges und we-
nig reglementiertes Wohnen genießen 
konnte.

Durch persönliche Kontakte, Tie-
feninterviews und gemeinsame Akti-
vitäten sollte ein differenziertes Bild 
der Zielgruppe entwickelt werden. 
Die Vorstellungen und Vorbehalte der 
türkischstämmigen MieterInnen ge-
genüber Wohnungsgenossenschaften 
sollten ebenso ermittelt und auf ih-
ren Kern hin untersucht werden wie 
die Frage, welche kulturellen Erfah-
rungen für den Genossenschaftsge-
danken nutzbar sind. Erfragt werden 
sollte z.B., worin der Nutzen einer 
Mitgliedschaft in einer Genossen-
schaft gesehen wird, wo Anknüp-
fungspunkte zum Verständnis genos-
senschaftlichen Eigentums liegen 
und in welchem Maß Engagement 
für die wohnungsbezogenen Belange 

aufgebracht werden kann. Auch die 
Erforschung von möglichen Hinder-
nissen und Barrieren bei einer Ent-
scheidung für die Rechtsform eG war 
Gegenstand der Begleitforschung.

Interkulturelle Kommunikation 
im Modellvorhaben: mit und für 
MigrantInnen 

Da das Modellvorhaben einerseits 
darauf gerichtet war, Gruppenpro-
zesse so zu stärken, dass ein gemein-
sames Ziel von den MieterInnen er-
reicht werden konnte, andererseits 
eine Fülle von verständlichen und 
eingängigen Informationen weiter 
gegeben werden sollten, war es mit 
der alleinigen Übersetzung von Tex-
ten ins Türkische nicht getan. Viel-
mehr war eine Projektmitarbeit durch 
türkischstämmige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter und deren persönli-
che Präsenz unerlässlich. Es musste 
eine eigene türkische Sprache kreiert 
werden, die sich von der eher sachli-
chen deutschen Sprache abhob und 
auf die Mentalität der türkisch-stäm-
migen MieterInnen einging und die-
se auch für die Sache interessieren 
konnte. Das vollständige Verständnis 
über die Ziele, die Strategie und die 
Aufgaben des Vorhabens sowie die 
aktive Mitwirkung aller MitarbeiterIn-
nen war notwendig. Nur durch diese 
interkulturelle Bearbeitung erhielt 
das Vorhaben eine deutsch-türkische 
Identität, die als solche auch von au-
ßen wahrgenommen werden konnte. 
Damit war und ist das Vorhaben auch 
in der Lage, eine Vorbildfunktion für 
eine gemeinsame Projektentwicklung 
einzunehmen.

In der türkischen Gesellschaft ist es 
Tradition, dass ein heiratsfähiger 
junger Mann eine Familie gründet 
und ein Haus baut oder kauft. In den 
Städten ist es heutzutage üblich, statt 
eines Hauses eine Wohnung zu kau-
fen. Untersuchungen zeigen, dass 71 
% der türkischstämmigen Haushalte 
über Wohneigentum verfügen (Prof. 
Dr. Volker Eichener, „Migranten: Pro-
blemmieter oder Zielgruppe?“ Fach-
tagung Bochum 3/2005). Allerdings 
nicht in Deutschland, sondern in der 
Türkei. Doch auch die Wohneigen-
tumsquote in Deutschland steigt ste-
tig. Diese Tradition und ihre Entwick-
lung galt es in den Gesprächen zu be-
rücksichtigen.

Die familienbezogenen Strukturen 
türkischstämmiger Haushalte wirkten 
sich auch im Kommunikationsverhal-
ten aus. Debatten, Überlegungen und 
Entscheidungen wurden im Famili-
enkreis und z.B. nicht auf Hausver-
sammlungen oder öffentlichen Ver-
anstaltungen geführt. In der Familie 
gemeinsam getroffene Entscheidun-
gen wurden von den Männern nach 
außen getragen und bekannt gege-
ben. Während Frauen untereinander 
einen regen Kontakt hielten, sich ge-
genseitig informierten, ihre Meinun-
gen austauschten und sich häufiger 
in die Diskussionen der Beteiligungs-
verfahren einbrachten, hielten sich 
türkischstämmige Männer dabei eher 
zurück. Dies erklärt sich auch daraus, 
dass Unkenntnis über ein neues The-
ma – wie hier der Verkauf des Wohn-
hauses und der genossenschaftliche 
Erwerb – nicht in der (gemischten) Öf-
fentlichkeit gezeigt wird. Im Rahmen 
des Modellvorhabens wurden die Be-
ratungen und Befragungen der Män-
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ner aus diesem Grunde ausschließlich 
von einem erfahrenen türkischstäm-
migen Kollegen durchgeführt. 

Parallel hierzu, gibt es vereinzelt 
allein stehende bzw. de facto allein 
erziehende Mütter, die nicht in tradi-
tionellen Familienstrukturen leben. 
In einigen Fällen halten sich die Ehe-
männer die meiste Zeit über in der 
Türkei auf, es kann aber auch ein Zei-
chen sich wandelnder Familienstruk-
turen sein. Diese Mieterinnen wurden 
ausschließlich von türkischstämmi-
gen Kolleginnen beraten und befragt. 

Für das Forschungsvorhaben wur-
den vier Häuser aus dem Kreuzber-
ger Wohngebiet und ein Wohnhaus 
aus Schöneberg für eine vertiefende 
Untersuchung ausgewählt. Mit zwei 
Dritteln dieser Haushalte konnten 
Tiefeninterviews geführt werden. Da-
von stammten 72 % aus der Türkei.

Ergebnisse und Erfahrungen aus 
den Interviews

Die Interviews ermöglichten es, ein 
differenziertes Bild der Zielgruppe in 
den Modellgebieten Berlin Kreuzberg 
und Schöneberg zu zeichnen.

Herkunft 

Die türkischstämmigen Haushalte 
kommen vor allem von der nördli-
chen Schwarzmeerküste. Die Region 
grenzt an Ostanatolien, ist ländlich 
geprägt und historisch bedeutend. Im 
Mittelalter war Trapson Mittelpunkt 
des Kaiserreiches Trapezunt und bil-
dete die erste Handelstadt der Alten 
Welt. Kemal Atatürk führte von dort 
aus den Befreiungsfeldzug gegen die 

ausländischen Okkupationsmächte. 
Die übrigen befragten Haushal-

ten stammen aus Berlin und ande-
ren Teilen Deutschlands (NRW, Nie-
dersachsen, Bayern) oder anderen 
EU-Staaten. Geborene Berlinerinnen 
oder Berliner waren vor allem in den 
türkischen Familien zu finden. 

Identität der Migrantinnen und 
Migranten

Auf die Fragen: “Wie fühlen Sie sich in 
Deutschland? Als wen sehen Sie sich 
in dieser Gesellschaft?“ antworteten 
die Hälfte der türkischstämmigen Be-
fragten eindeutig positiv („Ich fühle 
mich zugehörig“, „Hier fühle ich mich 
zuhause, in der Türkei nicht.“), 30 % 
der Antwortenden waren eher ambi-
valent („Mein Zugehörigkeitsgefühl ist 
nach der Wende im Jahr 1989 schlech-
ter geworden“, „Ich fühle mich beiden 
Seiten entfremdet“) und 20 % der Be-
fragten machten distanzierende Aus-
sagen („Auch wenn ich die Deutsche 
Staatsbürgerschaft habe, werde ich 
als Türke behandelt.“, „Ich fühle mich 
nicht zugehörig.“).

Außerhalb des Wohngebietes füh-
len sich die Befragten häufig weniger 
akzeptiert und haben den Eindruck, 
als „Ausländer“, d.h. als nicht dazuge-
hörig, wahrgenommen zu werden. 

Die türkischen Befragten achten 
„deutsche Tugenden“ wie z.B. Ver-
lässlichkeit, Wirtschaftlichkeit, Or-
dentlichkeit, Strukturiertheit. Sie 
achten deutsche Repräsentanten von 
Institutionen und Verfahrensbeteilig-
te und erkennen sie als Autoritäten 
an. Die Wertigkeit von Verfahren und 
Informationen wird im Zusammen-

hang mit der involvierten deutschen 
Präsenz beurteilt. Verfahren erhalten 
durch deutsche Präsenz eine Auto-
rität, die mit Seriosität verbunden 
wird.

Soziale Lage, Haushaltsgrößen 

Die Fragen nach der sozialen Lage 
der Befragten war äußerst brisant, 
da durch die Regelungen nach Hartz 
IV viel Unsicherheit und Misstrau-
en gegenüber Außenstehenden und 
evtl. mit Ämtern kooperierenden In-
stitutionen entstanden ist. Trotzdem 
wurden einige Angaben gemacht, die 
nachfolgend als Tendenzen wiederge-
ben werden. 

Die Hälfte der Befragten gab an, be-
rufstätig (selbständig, geringfügig 
beschäftigt oder teilzeitbeschäftigt) 
zu sein. Weitere 37 % leben ganz oder 
teilweise von Hartz IV/ALG II oder sind 
Rentner. 13 % der Haushalte machten 
keine Angaben. Diese Ergebnisse be-
stätigen, dass die Bewohnerschaft von 
vorwiegend kleinen Einkommen oder 
Transfer-Leistungen lebt. 

Die Ermittlung zur Größe der 
Haushalte unterlag den gleichen 
durch Hartz IV bedingten Vorbehal-
ten. Da sich die Hartz IV-Regelungen 
auf Bedarfsgemeinschaften beziehen, 
also auf die Anzahl der bedürftigen 
Haushaltsmitglieder, machten viele 
Haushalte hierzu keine Angaben. Die 
türkischen Haushalte leben jedoch 
zum größten Teil in traditionellen 
Familienstrukturen mit Vater, Mutter 
und zumeist mit zwei Kindern. In je-
dem fünften Haushalt leben Großel-
tern, Eltern und Kinder in einer Woh-
nung. In diesen Fällen sind die Groß-
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eltern zumeist bereits im Rentenalter 
und pendeln zwischen Berlin und der 
Türkei hin und her. Auffallend ist die 
verhältnismäßig hohe Anzahl allein 
lebender türkischstämmiger Frauen, 
die entweder geschieden sind oder 
deren Männer vorwiegend in der Tür-
kei leben. Die deutschen Haushalte 
sind vorwiegend Single-Haushalte. 
Vollständige deutsche Familien mit 
Kindern sind nicht vertreten. Verein-
zelt leben Kinder bei einzelnen El-
ternteilen. 

Die Bedeutung des Wohngebietes 
und der Wohnung

Die Bindung an den Wohnstandort 
ist bei den türkischstämmigen Haus-
halten sehr groß. 80 % der Befragten 
wohnen seit mehr als 20 Jahren in Ber-
lin, der überwiegende Anteil im Quar-
tier. Nur ein Anteil von 10 % lebt weni-
ger als 10 Jahre in Berlin. Die Mehrheit 
der türkischstämmigen Haushalte ist 
in den 70er Jahren nach Berlin gekom-
men. Ihre Kinder sind in Deutschland 
geboren und wohnen, arbeiten oder 
studieren hier.

Die Integrationsbereitschaft bei den 
Befragten türkischen MigrantInnen 
ist – entgegen landläufiger Annahmen 
– hoch. Die eindeutige Mehrheit der 
Befragten hat sich am Wohnstandort 
eingerichtet. Mit dem Wohnumfeld 
ist ein hohes Maß an Identifikation 
verbunden. „Das ist mein Kiez“, „Hier 
bin ich aufgewachsen“. Das nachbar-
schaftliche und familiäre Leben ist 
stark entwickelt und bildet einen ho-
hen Bindungsfaktor. Die türkischen 
Frauen nehmen eine wichtige Rolle 
bei den sozialen Kontakten innerhalb 

der Hausgemeinschaft ein und sind 
der Entwicklung von gemeinschaftli-
chen Aktivitäten sehr aufgeschlossen. 
In den Modellhäusern leben erstaun-
lich viele türkischstämmige Frauen 
alleine oder mit ihren Kindern. Die 
Ehemänner und/oder Väter der Kin-
der leben in der Türkei oder pendeln 
in größeren Zeitabständen. In diesen 
Fällen halten die Frauen die Präsenz 
am Wohnstandort. Es ist zu vermu-
ten, dass dieser Aufbruch traditionel-
ler Familienstrukturen verbunden ist 
mit der hohen Wohngebietsidentität 
und dem damit für Frauen überwie-
gend verbundenen Sicherheitsge-
fühl. Die gute Versorgung durch den 
Einzelhandel, die gute Verkehrslage 
und das türkisch geprägte soziale 
wie wirtschaftliche Umfeld werden 
bei den Befragten als hohe Qualität 
angesehen. Allerdings werden auch 
verschiedene Störfaktoren genannt. 
Das Umfeld wird als kinderfeindlich 
und durch soziale Probleme belas-
tet empfunden. Diese Entwicklung 
empfinden die türkischen Haushalte 
ebenso bedrohlich wie die deutschen. 
Die deutschen Haushalte verwiesen 
darauf, dass sich diese Entwicklung 
im Laufe der letzten Jahre verschärft 
habe, und sie sich deshalb vereinzelt 
auch mit Wegzugsabsichten befass-
ten. 

Die deutschen Haushalte nehmen 
die Situation im Quartier aufgrund ih-
res Minderheitenstatus sehr sensibel 
wahr. Die Lebensweise der türkischen 
Haushalte wird häufig als störend 
empfunden. Sie fühlen sich durch 
die andere Lebensweise dominiert. 
Regeln und Normen des Zusammen-
lebens bzgl. Lärm, Müll etc. würden 
nicht eingehalten. Zudem kommt es 

vereinzelt zu heftigen Spannungen 
zwischen deutschen und türkischen 
MieterInnen hinsichtlich der unor-
thodoxen Lebensweise der deutschen 
Mieterinnen, was in manchen Fällen 
die Qualität von Mobbing gegen ein-
zelne Personen annehmen kann.

Die Zufriedenheit mit der Woh-
nung ist durch den oft mangelhaften 
Zustand oder ungünstige Grundrisse 
in den Wohnungen nur mittelmäßig. 
Die Unzufriedenheit mit dem Zustand 
der Wohnung wird jedoch größten-
teils durch die günstigen Mieten, die 
bei einer Mietspanne zwischen 2,52 
- 3,65 €/m2/Monat netto kalt liegen, 
kompensiert. Die Mietspanne ist mit 
dem unterschiedlichen Ausstattungs-
standard der Wohnungen verbunden. 

Erfolge und Aussichten

Aus den bisher geführten Gesprächen 
konnten bereits einige zentrale Er-
kenntnisse gewonnen werden.
• Vorstellungen über genossenschaft-

liches Wohnen in Deutschland, sind 
bei den türkischen Befragten kaum 
vorhanden oder belegt durch ne-
gative Annahmen, die aus Erfah-
rungen mit dem türkischen Genos-
senschaftswesen resultieren. Dieses 
Defizit ist nur durch ausführliche, 
muttersprachliche Kommunikation 
zu beheben. Dabei ist der Hinweis 
auf das Prüfwesen in Deutschland, 
die vertraglichen Regelungen, die 
wirtschaftliche Bedeutung und Se-
riosität sowie die demokratischen 
Mitbestimmungsmöglichkeiten im 
deutschen Genossenschaftswesen 
besonders herauszustellen. 

• Es hat sich gezeigt, dass die türki-
schen Befragten bereit sind, sich 
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auch materiell für eine Genossen-
schaft zu engagieren. Mit dem Er-
werb von Genossenschaftsanteilen 
ist – wie beim Erwerb von Wohnei-
gentum insgesamt – ein Schritt zur 
materiellen Integration getan. Die 
ersten Mitgliedschaften im Dezem-
ber 2005 bestätigen diese Bereit-
schaft. Der Wunsch nach späterem 

Kauf der eigenen Wohnung stellt die 
Genossenschaft vor besondere He-
rausforderungen, die im Hinblick 
auf das zunehmende Sicherheitsbe-
dürfnis im Alter zu lösen sein wird.

• Die Identität mit dem Wohngebiet, 
die Möglichkeit für Frauen, dort 
selbständig leben zu können und 
das entwickelte soziale Netzwerk 

stellen Qualitäten des Wohngebietes 
dar, die unbedingt gestärkt werden 
sollten. Dieses umso mehr als den 
andererseits defizitären Gegeben-
heiten entgegen arbeiten zu kön-
nen. Die Wohnungsgenossenschaft 
kann an die Stärken des Quartiers 
anknüpfen und so zur Stabilisie-
rung des Wohngebietes beitragen.

Modellvorhaben Berlin

Bilder oben:  
Modellhäuser und Kreuzberger Milieu
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Eine neue Initiative der KfW-För-
derbank

Hauptproblem vieler junger und 
neu gegründeter Wohnungsgenos-
senschaften ist die Beschaffung 
von Eigenkapital, um Grundstücke 
und Wohnungen erwerben oder 
errichten zu können. Mit Hilfe der 
KfW Förderbank kann nun diesem 
Mangel begegnet und so manches 
geplante Projekt auf finanziell soli-
de Füße gestellt werden. 

Dies ist nicht zuletzt Erfolg des 
noch laufenden Forschungspro-
jekts, denn die Auftaktveranstal-
tung im Mai 2005 hat Überlegun-
gen der KfW Förderbank bestärkt, 
die Fördermöglichkeiten für Woh-
nungsgenossenschaften über die 
allen Wohnungsunternehmen zu-
gänglichen Programme hinaus zu 
verbessern. Im Ergebnis entspre-
chender Gespräche mit BBR und 
BMVBS bietet die KfW seit April 
2006 im Rahmen ihres aus Eigen-
mitteln finanzierten Wohneigen-
tumsprogramms ein „Förderfens-
ter“ zur Finanzierung des Erwerbs 

von Genossenschaftsanteilen an 
Wohnungsgenossenschaften an. 
Alle Privatpersonen, die Genossen-
schaftsanteile zeichnen, insbeson-
dere um dadurch Mitglied einer 
Wohnungsgenossenschaft zu wer-
den, können Anträge stellen. 

Für das „Förderfenster“ Genos-
senschaftsanteile gelten grund-
sätzlich die Konditionen des KfW-
Eigentumsprogramms. Aufgrund 
der Besonderheiten von Genos-
senschaftsanteilen gelten jedoch 
folgende Sonderregelungen:

Finanzierungsanteil: bis zu 100 % 
des Genossenschaftsanteils

Zinsbindung: Der Zinssatz des 
Darlehens wird für einen Zeitraum 
von 10 Jahren festgeschrieben.

Tilgung: Eine vorzeitige Rückzah-
lung des gesamten Darlehens oder 
in Teilbeträgen ist während der 
ersten Zinsbindungsfrist jederzeit 
ohne Kosten für den Endkredit-
teilnehmer möglich.

Sicherheiten: bankenübliche Si-
cherheiten 
Form und Umfang der Besiche-
rung werden im Rahmen der Kre-
ditverhandlungen zwischen dem 
Antragsteller und seiner Haus-
bank vereinbart. 
Weitere Informationen unter 
www.kfw-foerderbank.de

Zusätzlich lotet die KfW derzeit 
gemeinsam mit der WOGENO 
München eG und der Bayerische 
Landesbodenkreditanstalt (Labo) 
Möglichkeiten der Refinanzierung 
eines Landeskredits durch das KfW-
Wohneigentumsprogramm aus. Da-
bei soll die Finanzierungslücke ge-
schlossen werden, die beim Erwerb 
von Bestandsimmobilien durch 
Mietergemeinschaften in genos-
senschaftlicher Rechtsform häufig 
zwischen vorhandenem Eigenkapi-
tal und dem durch Grundschulden 
(erstrangig) gesicherten Fremdkapi-
tal besteht.

„Förderfenster“ für Wohnungsgenossenschaften

„Förderfenster“ 
für Wohnge-
nossenschaf-
ten
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Übersichtskarte

Die 22 Modellvorhaben im ExWoSt-Forschungsfeld* 
„Modelle genossenschaftlichen Wohnens: Erschließen von Genossenschaftspotenzialen“
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